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DIE HAFTBEDINGUNGEN DER POLITISCHEN GEFANGENEN 
IN DER BRD 


ES ZUR ENTWICKLUNG DER HAFTBEDINGUNGEN UND DER AKTUELLEN 
SITUATION 


Einleitung 

Mit dieser Veröffentlichung wollen wir die Dokumentation zu den 
Haftbedingungen der politischen Gefangenen in der BRD vom März 
1985 (die auch heute noch die Situation der Gefangenen seit den 
ersten Jahren umfassend darstellt) aktuell ergänzen. 


Die Entwicklung nach dem Hungerstreik 84/85 


Auf die politische Durchsetzung der Forderung nach Zusammenlegung 
in der starken Mobilisierung während des Hungerstreiks reagierte 
der Staat mit der weiteren Verleugnung der Isolation. Gleichzeitig 
wurde die Kriminalisierung der Gefangenen verstärkt, um die un- 
veränderten Bedingungen zu rechtfertigen. 


In einem Aufruf der Verteidiger vom Februar 1987 wird die Situation 
zusammengefaßt: 


Während des Hungerstreiks ist deutlich geworden, daß die Iso- 
lation revolutionärer Gefangener für die BRD bei der Widerstands- 
bekämpfung inzwischen die Bedeutung einer strategischen Position 
hat. In den ersten Jahren war das Ziel vor allem, die Gefangenen 
in der Isolation schnell zu zerstören oder umzudrehen, sie als 
Revolutionäre auszuschalten, Kontinuität zu verhindern und an 
ihrem Zusammenbruch. die Aussichtslosigkeit ihrer Politik und “Praxtis 
zu demonstrieren. Die Ergebnisse von Experimenten der US-Armee, 
auf die sich die BRD dabei gestützt hat, hatten vorausgesagt, 
daß ein Mensch Isolation nur über einen kurzen Zeitraum aushalten 
kann. 


karsceiulcch konnte die isolacion aber ,nicht-die Identirzr der ee 
Fangenen brechen, weil sie sofort anfingen, gegen sie zu kämpfen. 
Heute ist die Situation anders. Es gibt seitmehreren Jahren einen 
wachsenden Widerstand in der BRD, wobei Politiker und Spezialisten 
für die Aufstandsbekämpfung den kriegsmäßigen Charakter der Aus- 
einandersetzung konstatieren und sich auf eine lange Dauer ein- 
richten. Die Isolation hat neben der Vernichtung und Abschreckung 
jetzt auch den weiter gefaßten Zweck, mit den Gefangenen aus der 
Guerilla und dem Widerstand die Politik, für die sie stehen, 

zu vergraben, möglichst von allen Menschen abzuschotten. So die 
unzähligen Schreib- und Besuchsverbote für Leute, die mit den Ge- 
fangenen politisch diskutieren wollen. Und hier liegt auch der 
Grund, warum der Staat die Zusammenlegung so unbedingt verhindern 
will: es geht um das praktische Beispiel, das sich in dem Kampf 
revolutionärer Gefangener für kollektive Strukturen und Arbeits- 
prozesse, insbesondere unter den Extrembedingungen der Haft, 
vermittelt - auch für die, die ihnen nicht nahestehen. Wo Verein- 
zelung, Konkurrenz, Ohnmacht und Entpolitisierung unentbehrliche 
Bedingungen von Herrscxaft s ind, darf nicht sichtbar werden, daß 
Kollektivität und Selbstbestimmung Motor jeden gesellschaftlichen 
Widerstandes sind. 
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Im letzten Hungerstreik ist aber offen geworden, daß die Doktrin 
der harten Haltung nur die politische Schwäche eines Staates 
zeigt, der seit sechzehn Jahren Isolation einsatzt und ebensolange 
ihre Existenz abstreitet, weil sie international als Folter ge- 
ächtet ist. 


Natürlich sind Tatsachen nicht ewig zu dementieren, sie sind da 
und sie sind sichtbar. Weil die Isolation drastisch sichtbar ist 
‚an den Trakten, Trennschreiben, Spezialzellen usw., wurden 
während des Hungerstreiks britische, belgische und holländische 
Europa-Abgeordnete nicht in die Gefängnisse gelassen, obwohl das 
zu ihren Rechten gehört. Aus dem gleichen Grund unterschreibt 

die BRD die Anti-Folter-Konvention des Europarats nicht, die 

sich ausdrücklich auch auf die Isolationspraktiken hier bezieht 
und jederzeit Kontrollbesuche unabhängiger Delegationen verlangt - 
Z.B. auch während einer Kontaktsperre. 


Wo der Vorhang nicht ganz heruntergezogen werden kann, weil ein 
Abkommen besteht, wird zu Lügen gegriffen wie bei der Anhörung 
zur Lage der Menschenrechte in der BRD vor dem UN-Menschenrechts- 
ausschuß im April 1986. Dort hat der BRD-Delegierte Stoecker 
(Bundesjustizministerium) auf Fragen zur Isolation geantwortet, 
die Gefangenen seien gar nicht in Einzelhaft, sondern tagsüber 

in kleinen Gruppen zusammen. Sämtliche anderen Fragen zu Kontakt- 
sperre, Behinderung der Verteidigung wurden entweder Sarinıche, 
nur halb oder falsch beantwortet. Zum Schluß sagte das sowje ti- 
sche Mitglied, die BRD sei offensichtlich bestrebt gewesen, den 
Ausschuß hinters Licht zu führen. 


Zur gleichen Zeit steht gegen Kämpfe der Gefangenen für die Zu- 
sammenlegung ein erweitertes Repressionsinstrumentarium bereit. 
Noch während des letzten Hungerstreiks wurde das Gesetz über 

die Zwangsernährung so geändert, daß es möglich wird, die 
öffentlich nicht mehr zu rechtfertigende Zwangsernährung durch 
die '"'Koma-Lösung'" zu ersetzen: es wird abgewartet, bis der Gefange 
ne ins Koma fällt, um ihn dann, völlig isoliert und damit ganz 
unter staatlichem Zugriff, im Schwebezustand zwischen Leben und 
Tod zu halten. Genauso war es bei Knut Folkerts. Eine offizielle 
Kontaktsperre wird so umgangen und als "medizinische Maßnahme" 
angeordnet. : 


Weitergegangen ist auch die Kriminalisierungsstrategie gegen die 
Gefangenen. In mehreren Urteilen ist inzwischen festgeschrieben, 
daß ein Hungerstreik "eine Aktion der RAF" sei, daß die Gefange- 
nen selbst, solange sie im Knast weiterkämpfen, "Mitglieder der 
RAF" seien. Damit hat sich der Staatsschutz einen breiten Teppich 
für die Kriminalisierung von Angehörigen, Anwälten und Besuchern 
geschaffen. Jeder, der mit den Gefangenen Kontakt hat, der sich 
für die Zusammenlegung einsetzt, kann so als Unterstützer oder 
Mitglied der RAF verfolgt werden. Zug um Zug ist diese absolute 
polrtische Absurdität, die “RAE im Knast'', in Beschlüsse und 
Urteile als Tatsache eingegangen. Sozusagen nebenbei, weil klar 
ist, daß die Bundesanwaltschaft einen öffentlichen Prozeß. A 
dem sie die Gefangenen wegen des Hungerstreiks anklagt, politisch 
nicht durchhalten kann. Er brächte alles auf den Tisch, jede 
Einzelheit des Programms und des langen Kampfes der Gefangenen 
dagegen. Die Kriminalisierung potenziert natürlich die Isolation 
der Gefangenen, aber auch hier ist die politische Abschottung 
zum Hauptzweck geworden.Eben weil die Gefangenen legal sind und 
die Diskussion mit ihnen direkt moglich Ist, wird, dieyKrıminali- 
sierung gebraucht, die das illegalisieren und unmöglich machen 
soll. 
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Wir Anwälte haben angefangen, uns mit ausländischen Kollegen 

über die Erfahrungen in den einzelnen Ländern auszutauschen. Dabei 
haben wir festgestellt, daß Isolation in diesem Ausmaß und als 
Dauerzustand nur in der BRD existiert. Sie setzt sich allerdings 
durch, im Rahmen der Vereinheitlichung der Repression in den 
Nato-Staaten, wie auch die Kriminalisierungsstrategie, die die 

USA und BRD jetzt am liebsten global ausweiten wollen - von 
Guerillagruppen, Befreiungsbewegungen bis zu den national be- 
freiten Staaten soll es nur noch Kriminelle geben. 


Entsprechend hat es die US-Regierung jetzt abgelehnt, die Zu- 
satzprotokolle zur Genfer Konvention zu ratifizieren. (1977 
wurden diese Zusätze verabschiedet, nach denen Befreiungsbewe- 
gungen und zum Teil auch Widerstandsgruppen als Subjekte des 
Kriegsvölkerrechts anerkannt werden). Daß diese Protokolle nicht 
wirksam werden, sei,'von fundamentaler Bedeutung für die NATO", 
weil die "Änderungen den Effekt haben könnten, nationalen Be- 
freiungsbewegungen und Terroristen Legitimation zu verschaffen, 
indem sie ihnen Kombattanten- und Kriegsgefangenenstatus ein- 
räumen". 


Die Kriminalisierung des Kampfes von revolutionären Organisationen 
und ihre Anwendung gegen die Gefangenen aus ihnen ist eine Dok- 
trin, die über die konkreten Bekämpfungsmaßnahmen hinaus eine 
strategische Position mit politisch-ideologischer Funktion ist. 

(So wurde der politische Status, den es in einigen westeuropäi- 
schen Ländern in verschiedener Form gab, Mitte der /oer Jahre 

auf Initiative der BRD überall abgeschafft und die Kriminalisierung 
zur einheitlichen Linie erhoben. Mit dem Tod von lo nordirischen 
Gefangenen im Hungerstreik 1981 hat die britische Regierung 

diese Doktrin brutal exekutiert. Ihre "harte Haltung‘ sollte dem 
Kampf der Gefangenen in Westeuropa insgesamt einen Schlag ver- 
setzen und die Hoffnung nehmen. Damals wie auch im Hungerstreik 

der Gefangenen 1984/85 war das US-Außenministerium direkt in die 
Entscheidung eingeschaltet). 

Die Staaten wollen sich mit dieser Doktrin die Definitionsmacht 
darüber verschaffen, was politische Opposition ist. Die politischen 
Gefangenen und Kriegsgefangenen überall sind mit ihrem Kampf 

ein sichtbares Beispiel gegen die staatliche Definition "nur 

noch Kriminelle" und sollen deshalb als politische Subjekte aus- 
geschaltet werden. 


Dieses Ziel führt in Eskalationen dann soweit wie im Juni 86 

in Peru. Die Gefangenen, die gegen die Folter, gegen ihre Verle- 
gung in Isolationstrakte und für kollektive Lebens- und Arbeits- 
bedingungen und die Achtung ihrer politischen Identität gekämpft 
haben, wurden massakriert, als ihr Kampf eine politische Stärke 
erreichte, die die Regierung mit Medienkontrolle und Betrug 
nicht mehr aus der Welt schaffen konnte. (...) 


In der folgenden Zeit machte sich die Bresche, die der Streik 
und die Mobilisierung zur Zusammenlegung in die ‚Isolationsstra- 
tegie geschlagen haben, stärker bemerkbar. 


Kriminalisierung 


Die Dementis der Isolation konnten nicht mehr länger aufrecht- 
erhalten werden, die Kriminalisierungsdoktrin zeigte auf der 
politischen Ebene Risse. In den Prozeßsälen wird sie weiter 
exekutiert und in den Gefängnissen wird verstärkt die Normal- 
vollzugslinie gegen die Zusammenlegungsforderung eingesetzt. 
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Im Rahmen, in dem die Haftbedingungen stehen, der taktischen 
und strategischen Position zur Aufrechterhaltung der Isolation, 
zeichnen sich Veränderungen ab. 


Die Kampagne zur Ausweitung der Kriminalisierungsdoktrin auf 

jede radikale politische Opposition und Organisierung von unten 
(und international auf Befreiungsbewegungen und junge National- 
staaten) hatte - von heute aus gesehen - in der Zeit 85-86 

` einen Höhepunkt erreicht. : 


Hier in der BRD, wo sie von Anfang an, seit es revolutionäre Or- 
ganisationen gibt, die stärkste Position dafür aufgebaut hatten, 
den politischen Charakter dieser Auseinandersetzung zu unter- 
drücken (das ist die Funktion der Doktrin), zeigen sich inzwischen 
deutliche Risse in ihr und ihrer gesamtgesellschaftlichen Ver- 
mittlung. In Bezug auf den Kern, gegen den sie sich richtet - 
bewaffnete revolutionäre Politik. 


18 Jahre revolutionärer Kampf in der BRD und das sichtbare 
Beispiel, daß die politischen Gefangenen gegen die staatliche 
Definition ("Kriminelle") sind - die Evidenz ihres langandau- 
ernden Widerstands, erreichten eine politische Wirkung, 

die: diese Doktrin selbst aufweicht und zersetzt. 


Das ist der Hintergrund, wenn sie jetzt in ihrer Befriedungskam- 
pagne die Politik des revolutionären Kampfes nicht heraushalten 
und den politischen Charakter der Auseinandersetzung nicht mehr 
bestreiten können (wie z.B. Bölling, der jetzt öffentlich zu- 
gibt - was jeder wußte -,daß der Krisenstab 1977 sich nach 
dieser Doktrin richtete, daß sie "unredlich war"). 


Was ihnen auf der politisch-ideologischen Ebene wegbricht, ver- 
sucht der Staatsschutz - weil ihnen nichts anderes bleibt - re- 
pressiv aufzufangen. In den Prozeßbunkern wird die "Vereinigung 
in Haft" und. der Kontakt zu Gefangenen immer mehr zum Ausgangs- 
und Hauptpunkt der Anklagen und Verurteilungen. 

Mit Festnahmen, Serien von Verfahren nach $ 129a StGB, hunderten 
von Hausdurchsuchungen, Razzien in Buchläden und bei linken 
Zeitungen, soll die Entwicklung und Ausweitung revolutionärer 
Politik und fundamentaler Opposition mit Gewalt verhindert werden. 


Anti-Folterkonvention 


Verändert und abgewandelt wurde auch ihre taktische Position zur 
Aufrechterhaltung der Isolation - ihre Dementis und die Nichtun- 
terzeichnung der Anti-Folterkonvention des Europarates. j 

Die Bundesregierung hat inzwischen die Konvention unterschrieben, 
nachdem sie sichergestellt hat, daR in der Überwachungskommission 
"Sachkompetente'" des Apparates sitzen: 

Richter und Gefängnisleiter. 

Also die, die die Haftbedingungen anordnen und vollziehen, 
werden überprüfen, ob sie gegen die Konvention verstoßen. Damit 
ist aus dem Weg geräumt - was die BRD fürchtete und so lange 
zögern ließ, daß sie mit Verurteilungen zu rechnen hat, wenn 

sie die Kommission in die Gefängnisse läßt. 


Sie hat die Unterzeichnung so lange verzögert, bis die "Anglei- 
chung des europäischen Rechtsraumes' weitgehend vollzogen war. 
Isolationshaft wird heute von den meisten westeuropäischen 
Staaten gegen gefangene Militante eingesetzt. 
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Kein Richter oder Gefängnisdirektor, der in seinem Land diese 
exekutiert, wird sie an einem anderen Staat verurteilen. 


Damit haben sie sich ein Instrument geschaffen, mit dem sie 
Situationen, wie z.B. beim Hungerstreik 84/85, in dem Abge- 
ordnete des Europaparlaments in die Gefängnisse wollten, ver- 
hindern können, ohne so weitgehend ihrem Prestige zu schaden. 
Nun kann die Bundesregierung den Zugang mit dem Hinweis auf 
diese'"'Überwachungskommission' blockieren. 

Ein angebliches Instrument gegen Folter wird zu ihrer Deckung - 
die Europäisierung der "Solidarität der Demokraten" und die 
Selbstreproduktion der Apparate. 


Die Tatsache der Isolation 


Z.B.: lo Jahre Einzelhaft von Rolf-Klemens Wagner, 
12 Jahre Isolation gegen den haftunfähigen Günter Sonnenberg 
und bald 17 Jahre Trakt gegen Irmgard Möller 


Die Gefangenen haben in diesen 18 Jahren Kampf gegen die Ver- 
nichtungshaft die Metropolenfolter öffentlich bewußt gemacht. 
Gegen die herrschende Medienmacht und ihre Propagandalügen, 
gegen die Verfolgung durch Polizei und Staatsschutzjustiz von 
allen, die mit den Gefangenen für die Zusammenlegung kämpfen, 
haben sie - über die Linke hinaus - einen Begriff durchgesetzt, 
was Isolation ist und was sie bezweckt, und wofür sie selbst 
kämpfen. 


Dies wirkt auf den Apparat zurück - da die Dementis nicht mehr 
greifen, spricht z.B. Kinkel (Staatssekretär im Justizministe- 
rium) zu den Haftbedingungen, die er seit Jahren kennt, weil 
er für sie politisch verantwortlich ist, nach einer Rundreise 
durch die Trakte, von "erschreckenden Eindrücken" (Spiegel 
2122.00 

und ins sozialliberale Milieu hinein, das plötzlich: "katastro- 
phale Haftbedingungen ..... Gehirnwäsche .... Folter" entdeckt 
(auf einer Tagung "Gnade vor Recht - auch für Terroristen ?' 
in der Evangelischen Akademie in Loccum am 19./20.11.88). 


Alle taktischen Mannöver konnten den Vorwurf der Isolationsfolter 
nicht entkräften, die Lügen fielen auf ihre Urheber zurück und 
auch ihr internationales Prestige (als westeuropäische Führungs- 
macht, die sich aufschwingt, “die Einhaltung der Menschenrechte 
weltweit zu kontrollieren') wurde an diesem Punkt immer wieder 
gebrochen. Weder mit Zahlenschlachten über angebliche Brief- 

und Besuchskontakte während des Hungerstreiks 84/85 und vor dem 
UNO-Menschenrechtsausschuß, noch mit der Flucht in die offene 
Lüge (von Stoecker) - alle seien in kleinen Gruppen zusammen, 
niemand sei ısobrert - sind. sie .durehgekommen. 

Übrig blieb ein weiteres Beispiel für die Arroganz der Macht 
gegenüber der Gesellschaft und der internationalen Öffentlich- 
keit, aber auch ein Beispiel für ihre Grenze. 


Auf diese Entwicklung reagieren sie, indem sie mit der Vertu- 
schung näher an den Bedingungen ansetzen. 

In der letzten Zeit sind sie dazu übergegangen, das 24- Punkte- 
Haftstatut zu modifizieren und entsprechende Anordnungen in den 
Vollzug zu verla gern. Gleichzeitig wird gegen die Zusammenlegung 
die Normalvollzugslinie verstärkt. Damit soll die zentrale 
Steuerung der Bedingungen durch den Staatsschutz und die Bekäm- 
pfung der Gefangenen aus politischen Gründen unkenntlich gemacht 


das gesamte extralegale System der '"Häftlingsüberwachung' 

durch BKA, LKA und BAW bis zum "Länderschlüssel" zur Verteilung 
der politischen Gefangenen quer durch die BRD nach dem Kriterium 
der größtmöglichen Isolierung. Als Maßnahme des Vollzugs aus- 
gegeben, soll nur die offizielle Version von "Hafterleichterung'" 
die Öffentlichkeit erreichen, denn da - im Vollzug - sind die 
Haftbedingungen "nicht öffentlich", so eine Begründung des 
Anstaltsleiters in Köln-Ossendorf, womit er seine eigenen Ver- 
fügungen aus Briefen der Gefangenen rauszensierte. Die Tatsachen 
"schaden dem Ansehen der Justiz" beschließt der Anstaltsleiter 
in Celle in einer gleichen Zensurmaßnahne. 


ZUSAMMENFASSUNG DER AKTUELLEN SITUATION DER GEFANGENEN 


Im Mai 87 wurde der Trakt gegen Rolf Heißler im Gefängnis von 
Straubing ausdrücklich politisch begründet: 


"Aus der Überwachung des Schriftverkehrs wird deutlich, 

daß sich Rolf Heißler in seiner negativen Grundeinstellung 
gegenüber dem demokratischen Rechtsstaat, insbesondere 
gegenüber dem Strafvollzug nicht geändert hat." 


Im Dezember 87 wollen sie diese offene Begründung und den 
sichtbaren Ausdruck der Isolation: Trakt, wegkriegen. 

Rolf wehrt sich gegen eine Verlegung, weil sie seine Isolation 
von Bernd Rössner, der im selben Gefängnis ist, verfestigt. 
Konkret bedeutete diese Maßnahme gegen Rolf: Rollkommando, 
Arrest, Hofgangsperre, Ermittlungsverfahren "wegen Widerstand 
und Nötigung", und seitdem eine Kombination von Trakt- und 
Normalvollzugsprogramn. 


Bei Eva Haule modifizierte das Gericht das 24-Punkte-Haftstatut 
mit Elementen aus dem Normalvollzug für Köln-Ossendorf, wo sie 
zur Zeit war. Da stand ihre Verlegung zum Prozeß nach Stammheim 
in den Trakt kurz bevor. Ein Vorzeige-Beschluß, der auf den 
Prozeß - seine Öffentlichkeit zu den Haftbedingungen - ausge- 
richtet war und bei dem zugleich gewährliestet war, daß er gar 
nicht praktisch werden kann. 


In Stammheim wurde dann für jeden der 6 politischen Gefangenen 
einzeln im Trakt ein sogenanntes "Freizeitprogramm'" angekündigt, 
das die Behauptung stützen soll, die Gefangenen würden sich - 
weil sie solche Retuschen nicht mitmachen - "selbst isolieren". 
Aus dem Trakt selbst kommen die Gefangenen schon gar nicht mehr 
raus, nachdem inzwischen auch die Angehörigen-Besuche dort statt- 
finden. 


In den letzten Monaten ist kulminiert, was die Erfahrung”aller ist, 
die irgendwann neben den üblichen Sonderbedingungen NVZ-Elemente 
in ihren Haftbedingungen hatten: 

Diese als Normalvollzug deklarierten Maßnahmen werden immer mehr 
zu einem erweiterten Feld des Zugriffs auf die Gefangenen. Die 
Knäste berufen sich auf die '"Mitwirkungspflicht'' der Gefangenen 
am "'Vollzugsziel'. Verweigern die Gefangenen jede Kooperation, 
wie z.B. Zwangsarbeit (in der Isolierzelle!), wird versucht, 
ihren Widerstand mit wiederholtem Arrest, wochenlangem Entzug 
von Arbeitsmaterial, Radio, Zeitungen und mit Einkaufssperre 
(auch für Schreibzeug) zu brechen. Diese Maßnahmen werden immer 
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mehr zu einem Dauerzustand ausgedehnt, zu einer effektiven 
Verschärfung der bestehenden Isolationshaft unter dem Deck- 
mantel von "Hafterleichterung' und Normalvollzug. 


Dazu aus einer Presseerklärung der Anwälte: 


"Der Arbeitszwang ist ein Mittel, um Zwangsmaßnahmen gegen 
die Gefangenen anzuwenden bis hin zu wiederholtem 

Arrest und physischer Gewalt. Damit, wie auch mit der 
Hofgangsperre verfolgt der Staat das Ziel, die Gefange- 

gen in das hinein zu pressen, was er "Normalvollzug' nennt, 
was aber real eine einzige, die 24 Stunden des Tages um- 
fassende Sondermaßnahme ist. Dazu gehört neben der Tren- 
nung der politischen Gefangenen voneinander vor allem - 
unter der Behauptung des Gegenteils - gerade auch ihre 
Abtrennung von den sozialen Gefangenen und die Manipulation 
des Zusammenkommens mit ihnen: durch die plötzliche Ein- 
beziehung dieser Gefangenen in die Sonderüberwachung und 
durch anderen Druck auf sie, durch besondere Auswahl und 
direkten Spitzeleinsatz. 

Wenn trotz dieser Bedingungen ein gemeinsamer Prozeß mit 
den sozialen Gefangenen entsteht, so wird sehr schnell 

die ungeschminkte Isolation für die politischen Gefangenen 
wieder hergestellt. So war es Ende Juli 87 bei Claudia 
Wannersdorfer in Aichach, weil sie und die Gefangenen dort 
zusammen angefangen hatten, sich für die Aufhebung der 
Trennung untereinander, für menschliche Bedingungen einzu- 
setzen." 


Das Forcieren von NVZ (''Normalvollzug bis zur Vergasung", so 
Bundesanwalt Lampe) muß auch auf dem Hintergrund der Vertraktung 
der Gefängnisse gesehen werden. Das alte System, das schon auf 
Differenzierung aufbaute, wurde (angefangen als sozialdemokra- 
tische Reform vor 2o Jahren) in den letzten Jahren systematisch 
verschärft und ausgebaut, so daß es heute "den Normalvollzug'' 
nicht mehr gibt. 


In den Neubauten Berlin-Plötzensee und dem mit grüner Regierungs- 
beteiligung in Hessen beschlossenen Hochsicherheitsgefängnis 
Weiterstadt ("die modernsten in ganz Westeuropa") ist die Iso- 
lation Konstruktruktionsprinzip. In ihnen wurden alle Erfahrungen 
der Vereinzelung und Umerziehung zusamengefaßt zu einer hochent- 
wickelten Technik der Zerstörung menschlicher Integrität. 

Aber auch diese scheinbar perfekte Maschinerie kann Widerstand 
nicht verhindern: so kämpften gefangene Frauen in Plötzensee 
schon mehrfach in kollektiven Hungerstreiks gegen die Isolation 
und manipulative Zusammensetzung nach Kriterien der Umerziehungs- 
technokraten: für selbstbestimmte Gruppen. 


Das Normalvollzugsprogramm, seine politische Funktion und die 
Erfahrungen der Gefangenen damit sind ausführlich dargestellt 
in, der Broschüre: 


"Zusammenstellung von Berichten, Briefen, Beschlüssen, 
Prozeß- und Presseerklärungen", April 1987 


Im Zusammenhang dieser NVZ-Linie strukturieren die Anstaltsleiter 
die Haftbedingungen bis‘in jede Einzelheit. Was an politischer 
Information und Kommunikation erkämpft worden ist, wird wieder 
zurückgedrängt, der Bezug von Zeitschriften, Büchern und der 


Briefverkehr wird mit unzähligen Vorschriften eingeschränkt. 


Wo mehrere Gefangene im selben Gefängnis sind, wird jede Spur 
von Kommunikation untereinander verhindert: durch Rollkommandos ` 
wie in Bielefeld, ständiges Verlegen und Hofgangabbruch in 
Bochum, durch eine laute Geräuschkulisse in Köln-Ossendorf. Dort 
wurde schon der Versuch von Christa Eckes, auf dem Weg zum Be- 
suchsraum Heidi Schulz zu sehen, mit einer Woche Arrest be- 
straft. Im Mai 88, als Heidi und Ingrid Jakobsmeier zusammen 
zum Prozeß nach Stammheim geflogen wurden, setzte man ihnen 
Kopfhörer auf, damit sie nicht miteinander reden konnten. 


Der Knastapparat ist darauf ausgerichtet, jeden Kontakt unter- 
einander auszuschalten. Wo er nicht über die Bedingungen ver- 
fügt, die totale Isolation durchzusetzen, und die Gefangenen 

das Kommunikationsverbot faktisch durchbrechen, konnten die 
Gefangenen nur durch die geschlossene Tür hindurch miteinander 
reden, wie jahrelang in Frankfurt (dieser Zustand wurde im Juni 
88 aufgehoben, aber erst nachdem Mareile Schmeger nach Hannover 
verlegt worden war, so daß Gisela Dutzi und Ingrid Barabaß Jetze 
zusammen kommen können). 


In die durch Hungerstreiks erkämpften kleinen Gruppen, die durch 
Entlassungen immer kleiner wurden, wurden keine Gefangene 

mehr hinverlegt, so daß jetzt in Berlin nur noch zwei Gefangene 
zusammen sind, in Lübeck und Celle je drei. 


Alle Gefangenen sind täglich bzw. wöchentlich mit Zellen- und 
Körperdurchsuchungen konfrontiert. 

Bei mehreren Gefangenen werden Körperkontrollen zur Bedingung 

für Hofgang gemacht, auch bei Einzelhof, sowie für jedes Verlassen 
der Zelle in Aichach oder des Trakts in anderen Gefängnissen. 
Gegen die Gefangenen in Berlin, die sich gegen eine Verschärfung 
dieser Körperdurchsuchungen wehrten, wurden mehrere Prozesse 

wegen Widerstand durchgeführt. Zuerst im März 87 gegen Angelika 
Goder, im September 87 ein Prozeß gegen alle drei und ein weiterer 
gegen Angelika. 


Physische Gewalt wird unter dem Vorwand "Erkennungsdienstlicher 
Behandlung" gegen die Gefangenen angewendet - oft wird eine 
erneute ED-Behandlung angeordnet und durchgeführt, obwohl schon 
umfassend und mehrfach die Ergebnisse (Fingerabdrücke, Fotos, 
Haare, die abgeschnitten und ausgerissen werden usw.) von 
früheren "Behandlungen" vorliegen. 

Die Weigerung des Gefangenen wird mit "unmittelbarem Zwang" 
beantwortet: zu Boden werfen, Arme und Beine verdrehen, Schläge, 
Tritte, Würgen, Quetschen mit Knebelketten und Handschellen 
durch mehrere Staatsschützer gleichzeitig. Es werden auch Metall- 
blättchen unter die Fingernägel geschoben oder Spezialgriffe 

mit Druck auf Nervenbahnen (z.B. am Hals) angewendet, um starke 
Schmerzen hervorzurufen und den Widerstand zu brechen. Z.B. 

wurde Michael Dietiker im Oktober 88 vom hessischen Landeskriminal- 
amt ins Polizeipräsidium Frankfurt zu einer erneuten ED-Behandlung 
transportiert. Als er mit dem Hinweis auf die bereits durchge- 
führten die Mitwirkung verweigerte, drohten ihm die LKA-Beamten 
ihn "ganz grausam zu verprügeln' und fielen nach seiner erneuten 
Weigerung über ihn her: drei hielten seine Arme und seinen Kopf 
fest, während der vierte ihm Tritte versetzte. Er erhielt dabei 
zum Teil schwere Prellungen der Hoden und der Nieren, Schürf- 
wunden an den Handgelenken, Würgemale am Hals. 
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Freilassung der haftunfähigen Gefangenen 


Angelika Goder in Berlin muß dringend operiert werden. Die 
Operation wurde aber jahrelang verzögert und dann durch die 
Anordnung menschenunwürdiger Überwachung verhindert. Erst 

nach einer Öffentlichkeitskampagne wurde dies zurückgenommen. 

Da aber die Bedingungen für die notwendige Rekonvaleszenz 

nach einer derartig schweren Operation in der Haft nicht gegeben 
sind, würde der Erfolg der Operation vereitelt. 

Wir fordern daher die Freilassung von Angelika Goder ! 


Claudia Wannersdorfer erkrankte nach jahrelanger Isolationshaft 
an Epilepsie. Im Juli 88 hatte sie einen schweren Anfall. 
Bewußtlos, mit Kopf- und Knieverletzungen, wurde sie morgens 
gefunden. Nach mehreren Untersuchungen wurde festgestellt, daß 
hirnorganische Veränderungen (z.B. Gehirntumor) ausgeschlossen 
werden können. Ihre Krankheit ist Folge der Isolation ! 

Im September 88 hatte sie wieder zwei Anfälle, bei denen sie sich 
erneut am Kopf und Bein verletzte. Das Zusammenkommen mit 
Brigitte Mohnhaupt, die ebenfalls in Aichach isoliert ist, wurde 
entgegen der Aufforderung des Facharztes von der Anstaltsleitung 
verhindert und somit der minimale Schutz im Fall eines neuen 
Anfalls. (Beim letzten Anfall zerbrach eine Glaskaraffe. Bei 
jedem Anfall besteht die Gefahr, daß Claudia Wannersdorfer sich 
lebensgefährlich verletzt). 

Sie muß freigelassen werden ! 


In Haft sind die Folgen der schweren Verletzungen durch. einen 
Kopfschuß der Polizei an Günter Sonnenberg nicht aufzuheben. 
Jahrelang wurde seine Situation dadurch verschärft, daß ihm 

jede notwendige medizinische Behandlung durch einen Arzt seines 
Vertrauens und konkret die kontrollierte Absetzung eines Anti- 
Epileptikums verweigert wurde. Trotz zweier lebensgefährlicher 
Anfälle wurde eine Zusammenlegung mit Roland Mayer in dieser 
gefährlichen Phase bis zu dessen Entlassung im Dezember 88 abge- 
lehnt. Wenige Tage später - jetzt ohne diesen letzten minimalen 
persönlichen: Kontakt. (1 Stunde. täglich) - hatte Günter einen 
schweren epileptischen Anfall während des Hofgangs. Beim Sturz 
erlitt er Verletzungen am Kopf und im Gesicht. Eine Woche zuvor 
verurteilte das bayerische oberste Landesgericht eine Frau zu 

lo Monaten Haft - ausdrücklich wegen der Forderung nach Freilassung 
von Günter Sonnenberg. 

Es ist offensichtlich: -Günter ist in latenter Lebensgefahr. Jeder 
weitere Anfall (Günter ist bis auf eine Stunde Hofgang täglich 
einzelisoliert).kann. für. ihn tödlich" sein: 

Erenußer jeeze,treiselassen werden | 


Nach 12 Jahren muß jetzt Schluß sein, schwerverletzte politische 
Gefangene in Isolationshaft und in latenter Lebensgefahr zu 

halten, weil sie nicht abschwören. 

Uns ist während unserer Tätigkeit kein Beispiel bekannt geworden, 
wo ein gefangener Guerillakämpfer mit solchen schweren Verletzungen 
so lange und unter solchen Bedingungen inhaftiert wurde - als 
in’der BRD. 


Politische Zensur 


Die Kommunikation über Briefe wird durch Postzensur weitgehend 
verhindert. Briefe können bis zu fünf Wochen dauern, wie z.B. 


über das Oberlandesgericht Frankfurt. Eine Standardformel ratio- 
nalisiert und nr das Anhalten von Briefen: "Erneute Straftat 
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nach $ 129a StGB.'"Sie macht jede konkrete Begründung überflüssig. 
Eine andere Methode auf der Ebene des Vollzugs ist, die Zeit (!) 
für die Postzensur zu beschränken, um darüber die Briefzahl herab- 
zusetzen, wie in Ossendorf. 

Zu politischen Gefangenen im Ausland, wie z.B. die Gefangenen 

aus Action Directe in Frankreich, gibt es Schreibverbote, Post 
von und an politische Gefangene in Italien verschwindet. 


Grundsätzlich richtet sich die Zensur gegen alle politischen In- 
halte, die im Widerspruch zur Politik stehen, wie sie von den 
Bundestagsparteien betrieben wird. 

Alles darüber hinaus wird zum "terroristischen Gedankengut". 
Alle gesellschaftliche Wirklichkeit außerhalb der offiziellen 
und von den Medien behaupteten soll von den Gefangenen - selbst 
auf Papier - ferngehalten werden. Flugblätter, selbst Fotos 

von Demonstrationen oder von Transparenten werden zur "Werbung 
für die Sache des Terrorismus". Je mehr gesellschaftlicher Wider- 
stand anwächst, um so stärker und ausweitender die politische 
Zensur. 


DER EINGRIFF IN DIE VERTEIDIGERPOST 


Die Verteidigerpost wird bei allen politischen Gefangenen, Gefange- 
nen, die nach $129a STGB verfolgt werden, nach dem Sondergesetz $148 
von einem eigens eingesetzten Richter kontrolliert. 


Stöcker, der Vertreter des Bundesjustizministeriums, erklärte bei 
der Anhörung vor dem UNO-Menschenrechtsausschuß 1986: Der schrift- 
liche Kontakt zwischen Anwalt und Gefangenem wird überwacht, aber 
es wird nie beschlagnahnt. 


Im Gegensatz dazu sieht die Realität so aus, daß die Verteidigerpost 
durch die Institution des Kontrollrichters per se und darüber hinaus- 
gehende extralegale Maßnahmen dem Zugriff der Staatsschutzorgane aus- 
esee ETSEN 

Wir dokumentieren dies beispielhaft an der Praxis hinsichtlich unserer 
Mandanten in Frankfurt-Preungesheim: 

Am 11.9.1987 wurde auf Anleitung der Gefängnisleitung das Buch 'Stamm- 
heim’ von Rechtsanwalt Bakker Schut - trotz des Hinweises von Gisela 
Dutzi/Gefangene aus der RAF, daß es sich um Verteidigerpost handelt - 
rechtswidrig aus der Zelle geholt. 

Die Gefängnisleitung erklärte am 27.11.1987 dazu: 


Mit Beschluß des Oberlandesgerichts Frankfurt vom 22.6.1987 
wurde das Buch "Stammheim" von der Weiterbeförderung an die 
Antragstellerin ausgeschlossen. ...die Antragstellerin erklärte, 
dieses Exemplar über die Verteidigerpost erhalten zu haben. Diese 
Angsbe wird von der Prozeßbevollmächtigten der Antragstellerin 
in der Antragsbegründung bestätigt. 

Sollte das betreffende Buch über Verteidigerpost in den Besitz 
der Antragstellerin gelangt sein, was sich der Kenntnis der 
hiesigen Anstalt entzieht, da über Verteidigerunterlagen hier 
keine Angaben vorliegen, so geschah dies jedenfalls entgegen 
genannten Beschluß des Oberlandesgerichts Frankfurt. 


ll 


Die Gefängnisleitung beruft sich also bei ihrem Vorgehen auf einen 
Anhaltebeschluß des Oberlandesgerichts, das - als strafverfolgende 
Behörde - für die allgemeine Postkontrolle zuständig ist. 

Damit werden die Kriterien für die allgemeine Postkontrolle zum Maß- 
stab für die Verteidigerpost gemacht. 


Das hessische Justizministerium stützte den Eingriff der Gefängnis- 
leitung in die Verteidigerpost mit der Behauptung, Verteidigungsun- 
terlagen aus der Zeit der Untersuchungshaft seien in Strafhaft keine 
mehr. Für diese Unterscheidung gibt es keine Rechtsgrundlage. 


Am 30.3.1987 wurde dasselbe Verteidigermaterial, ein Exemplar des 
obengenannten Buches, diesmal auf direkte Anordnung des Oberlandes- 
gerichts aus der Zelle von Ingrid Barabaß/Gefangene aus dem Wider- 
stand herausgenommen. 

Dazu führte das Oberlandesgericht an: 


"Es besteht der dringende Verdacht, daß der Angeklagten das 
Exemplar des Buches unter bewußter Umgehung des nach $119 STPO 
vorgesehenen Kontrollweges zugeleitet wurde, indem es ihr un- 
zulässigerweise als Verteidigerpost zugesandt wurde. 

Der ohne die Postkontrolle nach $119 erfolgende Verkehr zwischen 
einem inhaftierten Beschuldigten und seinem Verteidiger kann 
nur insoweit ausgeübt werden, als er unmittelbar der Vorberei- 
tung der Verteidigung dient, so daß der Verteidiger seinem in- 
haftierten Mandanten ohne Genehmigung des nach $119 für die 
Postkontrolle zuständigen (Anm.: strafverfolgenden) Richters 
nur solche Schriftstücke aushändigen darf, die unmittelbar das 
Strafverfahren betreffen. ... 

Zu dem Zeitpunkt, als in der vorliegenden Sache das bei der 
Angeklagten Barabaß befindliche Exemplar des Buches in ihrer 
Zelle entdeckt wurde, war die gegen sie durchgeführte Haupt- 
verhandlung längst abgeschlossen. ... Schon deshalb diente 

die Übersendung des Buches an die Angeklagte nicht unmittel- 
bar der Vorbereitung der Verteidigung.'"(Beschluß vom 14.1.88) 


Die Strafverfolgungsbehörde reisst damit die Definition von Vertei- 
digung an sich. Sie setzt diese durch, indem sie sich den direkten 
Zugriff auf die Verteidigerpost verschafft. 

Darin wird der Status der Verteidigung liquidiert und die Tätig- 
keit der Anwälte als "bewusste Umgehung" des strafverfolgenden Ge- 
richts illegalisiert. 


Das Oberlandesgericht erklärte weiter, 


"Daß die Zusendung des Buches an die Angeklagte nicht der Vor- 
bereitung ihrer Verteidigung, sondern einem verfahrensfremden 
Zweck, nämlich der Unterrichtung der Angeklagten als RAF-Mit- 
glid vom Inhalt einer in der Öffentlichkeit für die Organi- 
sation werbenden Schrift dient." 


Damit werden die Anwälte über die Verteidigungsunterlagen, die sie 
den G :Zangenen zusenden, kriminalisiert. Auf diese Weise wird die 
Legitimation für ihre politische Verfolgung geschaffen. Denn der 
Vorwurf der "Werbung" kann nach $ 129a STGB ein Ermittlungsverfah- 
ren zur Folge haben. 


Aufgrund des Eingriffs des Oberlandesgerichts konnte die Gefangene 
in der Zeit, in der die Ausarbeitung der Revisionsschrift erfolgte, 
das Buch nicht zu Hilfe ziehen. 
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Das Oberlandesgericht ließ am 20.2.88 erneut Unterlagen der Vertei- 
digung aus der Zelle von Ingrid Barabaß herausholen: Eine Dokumen- 
tation der Anwälte zu den Haftbedingungen der politischen Gefange- 
nen in der BRD, eine Broschüre zur Situation in dem Berliner Ge- 
fängnis Plötzensee, sowie das Buch - Texte.der RAF - . 


Bis heute, ein halbes Jahr nach der Entnahme der Verteidigerpost 
aus der Zelle, liegt weder eine Begründung noch ein Beschluß des 
Oberlandesgerichts vor. 


Während bei den obengenannten Fällen Oberlandesgericht und Gefäng- 
nisleitung nach der Aushändigung der Verteidigerpost intervenier- 
ten, erfolgte der Eingriff bei den folgenden Beispielen direkt bei 
der zuständigen Instanz, die die Verteidigerpost kontrolliert. 


Seit Anfang 88 wurde der größte Teil der Verteidigerpost ange- 
halten. : 


Die Praxis des Kontrollrichters zeigte, daß er die Anhaltebeschlüs- 
se des Oberlandesgerichts als Richtlinie für die Kontrolle der Ver- 
teidigerpost anwandte. Ein Befangenheitsantrag, den die Anwälte 

aus diesem Grund stellten, wurde abgelehnt, wobei jedoch die Tat- 
sache, daß das Oberlandesgericht (diestrafverfolgende Behörde) dem 
Kontrollrichter Anweisungen erteilte, bestätigt wurde. 

In dem Beschluß vom 4. 8. 88 steht: 


"Soweit sich der Antrag darauf stützt, der abgelehnte Richter 
habe sich die Anhalteverfügung des 5.Strafsenats des Oberlandes- 
gerichts Frankfurt am Main übersenden lassen, fehlt es bereits 
an der erforderlichen Glaubhaftmachung ($26 Abs.2 STPO). Denn 
nach der ausführlichen dienstlichen Erklärung des abgelehnten 
Richters erfolgte die Übersendung dieser Entscheidung des Ober- 
landesgerichts bereits vor seiner Dezernatsübernahme am 1.1.1988 
und zudem ohne jegliche Veranlassung seinerseits." 

Noch ein paar Beispiele aus der Zensur der Verteidigerpost: 


Ein Brief von Ingrid Barabaß an ihre Anwältin vom 28.2.1988 wurde 
vom Kontrollrichter nicht weitergeleitet. Dazu schrieb der Kontroll- 
riehter: 


"Bei Ihrer Sendung handelt es sich neben dem Anschreiben an 

Ihre Frau Verteidigerin um 17 Blätter, bei denen es sich nach 
den jeweiligen Überschriften handeln soll um Übersetzungen von 
Texten aus der Zeitung ‘Le Monde‘, die sich mit einem Verfahren 
gegen Mitglieder der Action Directe befassen. ... 

Wesentlicher Inhalt sind die tatsächlichen oder vermeintlichen 
Haft- und Prozeßbedingungen von Mitgliedern der Action Directe. 
Weiterhin handelt es sich nach der von Ihnen geführten Über- 
schrift um Radiomitschriften von RIL France‘. Die Texte befas- 
sen sich mit dem gleichen Thema der als Zeitungsübersetzungen 
bezeichneten Texte. . 

Der Inhalt dieser Ihrer als Verteidigerpost bezeichneten Sen- 
dung lässt keine konkrete inhaltliche Beziehung zu der von Ihnen 
und Ihrer Verteidigerin geführten Verteidigung erkennen. Nach 
‚ihrem Gesamtinhalt stellen sie vielmehr allgemeines Informations- 
material dar. ... Solches allgemeine Informationsmaterial unt- 
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erliegt jedoch nicht der Überwachungszuständigkeit nach §148+ 
148a STPO, weil sie nicht als Schriftverkehr zwischen Ihnen 
und Ihrer Verteidigerin im Sinne von $148 Abs.1 STPO anzusehen 
ist. Es steht Ihnen frei, diese. Sendung im Rahmen der allge- 
meinen Postkontrolle... zur,Beförderunge zu bringen. 183321988 


Der Brief vom 28.2.1983 war der zweite Teil einer Sendung an die 
Verteidigerin zu den Haftbedingungen der Gefangenen aus Action Directe 
“in Frankreich. 

Der erste Brief hatte die Kontrolle unbeanstandet passiert. Zwischen 

diesen beiden Sendungen führten die Gefangenen in Frankfurt einen 

Hungerstreik in Solidarität mit den Gefangenen aus’Äction Directe‘ 

durch. 

Von diesem Zeitpunkt an wurde vom Oberlandesgericht und für die Dauer 

des Solidaritätshungerstreiks auch von der Gefängnisleitung alles 

- Briefe, Zeitungsartikel, Solidaritätserklärungen usw. - angehalten, 

was den Hungerstreik in Frankreich und hier betraf. 

In exakter Entsprechung wurde die Kontrolle der Verteidigerpost ge- 

handhabt und somit gleichgeschaltet. 

Die erste Beschwerdeinstanz beim Landgericht die mehrmals von den 

Anwälten angerufen/eingeschaltet wurde, legitimierte die systematische 

Aushöhlung der Verteidigung regelmäßig mit derselben Standardformel. 
Auf diese Weise wurde bisher jede Beschwerde '... aus den zutref- 

fenden Gründendes angefochtenen Beschlusses (des Kontrollrichters)' 

zurückgewiesen. 

Eine Sendung der Verteidigung vom 2.3.1988 an Gisela Dutzi wurde vom 

Kontrollrichter nicht weitergeleitet. In dem Beschluß führte er aus: 


",..Gegenstand und Inhalt dieser Texte sind ganz überwiegend 
angebliche oder tatsächliche Berichte über Strafverfahren, 
Haftbedingungen im In- und Ausland sowie Berichte über den be- 
waffneten revolutionären Kampf im Ausland. 

Grundsätzlich bestimmt zwar der Verteidiger oder der Beschul- 
digte ... darüber, was Verteidigungszwecken dienlich ist. Dies 
gilt jedoch dann nicht, wenn es sich um einen offensichtlichen 
Mißbrauch handelt. Dies ist bereits dann grundsätzlich anzuneh- 
men, wenn sich der Schriftverkehr auf die Förderung einer ter- 
roristischen Vereinigung bezieht." = :16= 3.1.9889 


Während die Staatsschutzbehörden ihre Maßnahmen zur Verfolgung des 
politischen Gegners, konkret die Strafverfolgung und die Isolations- 
haftbedingungen der politischen Gefangenen im nationalen Rahmen und 
auf internationaler Ebene - z.b. bei den TREVI-Treffen der Justizmi- 
nister - koordinieren, wird die Information der politischen Gefange- 
nen darüber, womit sie und ihre Anwälte täglich konfrontiert sind, 
als Mißbrauch der Verteidigung denunziert und als ’Förderung einer 
terroristischen Vereinigung 'kriminalisiert. 


Bei der nächsten Verteidigerpost, die Ingrid Barabaß am 14.4.1988 
zugeschickt wurde, erstattete der Kontrollrichter Strafanzeige gegen 
die Verfasser des Informationsmaterials zum Hungerstreik in Frank- 
reich.(Beschluß vom 18.4.1988) 

Die Bundesanwaltschaft leitete daraufhin ein Ermittlungsverfahren 
gegen Gnbekannt ein. 

Der Angriff auf die politische Verteidigung, der beispielhaft aufge- 
zeigt wurde, erstreckt sich auch auf die Mandatsanbahnung. 
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Am 20.4.1988 versuchte Ingrid Barabaß ihren Anwalt davon zu benach- 
richtigen, daß gegen sie ein neues Ermittlungsverfahren nach $129a 
(wegen Unterstützung einer terroristischen Vereinigung durch eine 
Pressekonferenz) eingeleitet worden ist. Sie hatte bereits eine Vor- 
ladung der Kriminalpolizei erhalten, die sie dem Schreiben beifügte. 


Der Kontrollrichter lehnte die Weiterleitung des Briefs ab: 
"... Da sich offenbar Ihr Schreiben nebst Anlage auf ein neues 
Ermittlungsverfahren bezieht, ist Ihre Sendung nur dann als 
Verteidigerpost anzusehen, wenn Herr Rechtsanwalt Elard Biskamp 
Sie auch in dem neuen Verfahren als Verteidiger vertritt. Eine 
solche Mitteilung liegt mir jedoch nicht vor." - 27.4.1988 


Mit dieser Begründung, es läge keine Vollmacht für das neue Verfahren 
vor, verhinderte der Kontrollrichter, daß ein Mandat zustandekommen 
und eine Vollmacht vorgelegt werden konnte. Dies gilt nicht nur für 
den angehaltenen Brief der Gefangenen, sondern auch für Vollmacht- 

. Formulare, die der Anwalt schickte, der Kontrollrichter der Gefange- 
nen jedoch nicht aushändigte. Der Kontrollrichter erklärte: 


"Der Schriftverkehr über die Anbahnung eines Verteidigungsver- 
hältnisses stellt keine Verteidigerpost dar, wie im Schreiben 
vom 27.4.1988 ausgeführt. Ich reiche daher zur hiesigen Entlast- 
ung Ihre Sendung vom 20.4.1988 zurück und stelle anheim, diese 
auf dem für Strafgefangene geltenden normalen Postweg zur Ab- 
sendung zu bringen. - 24.5.1988 


Seine Vorgehensweise wurde vom Amtsgericht, wo ein Befangenheits- 
antrag der Anwälte gegen den KOntrollrichter eingereicht wurde, für 
rechtens erklärt. 

Eine Verteidigertätigkeit in den Ermittlungsverfahren wie z.b. Akten- 
einsicht, wurde solange behindert und verzögert. 


Die oben zitierte Aufforderung des Kontrollrichters an die Anwälte 
und Gefangenen, ihren Schriftverkehr über die Postkontrolle des Ge- 
fängnisses zu führen, erfolgte zum wiederholten Male. 


Sie spricht das Projekt der Staatsschutzorgane, die Verteidigerpost 


- und das heißt: Die Institution der Verteidigung - auszuschalten, 
offen aus. 
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Besuchsverbote 


Die Besuchszeiten variieren, meist 1-2 Stunden im Monat. Besuche 
werden vom jeweiligen LKA und Gefängniswärtern überwacht, jede 
Äußerung mitgeschrieben und in der Datei "Häftlingsüberwachung" 
gespeichert. Bei manchen Besuchen, wie z.B. in Frankfurt, sitzen 
sie zu viert dabei, so daß schon allein durch ihre physische Ge- 
genwart der Belagerungszustand demonstriert wird. Viele Besuchs- 
verbote werden vom BKA und LKA über den Anstaltsleiter verhängt, 
von Anfang an oder nach kurzer’Zeit. Besuche finden meist mit 
Trennscheibe statt, außer bei Angehörigen. Aber auch bei ihnen 
wird sie teilweise eingesetzt. 


Im Oktober 88 wurde die Schwester von Lutz Taufer von der hoch- 
fahrenden Trennscheibe so schwer verletzt,daß sie im Krankenhaus 
genäht werden mußte. 

Körperliche Mißhandlungen von Angehörigen der politischen Gefang- 
enengab es schon nach Festnahmen bei Öffentlichkeitsaktionen 
während des Hungerstreiks 84/85. Im Oktober 1986 wurde einem von 
ihnen, Georg Kreuzer, nach einer Demonstration einer Angehörigen- 
gruppe vor dem Bundeskanzleramt für die Zusammenlegung im Bonner 
Polizeipräsidium ein Arm gebrochen - 
"erkennungsdienstliche Behandlung". (einige Mütter von politischen 
Gefangenen wurden wegen "Verletzung der Bannmeile' zu Geldstrafen, 
ersatzweise Haft, verurteilt) 


Die Besuchsverbote führen oft dazu, daß Angehörige die einzigen 
Besucher sind. Auch sie werden zunehmend ausgeschlossen. Das Be- 
suchsverbot der Mutter Stefan Freys bei Mareile Schmegner wurde 

mit ihrer Teilnahme an der Öffentlichkeitsaktion vor dem Bundes- 
kanzleramt begründet. Die Mutter von Heidi Schuiz hatte aus gleichen 
Gründen jahrelang Besuchsverbot bei Günter Sonnenberg. 


Der Besuch der beiden kleinen Kinder von Bärbel Perau und Norbert 
Hofmeier bei beiden gleichzeitig wird nicht zugelassen. Er findet 
jeweils einzeln unter mehrfacher Staatsschutzbewachung statt - un- 
ter Auflagen und Verboten, die eine einzige Perversion menschlicher 
Kommunikation sind (währenddessen betreibt das BKA die Wegnahme 

der beiden Kinder von Vertrauenspersonen, wo sie jetzt TeBen) 


In einem neuen Ermittlungsverfahren wegen einer Pressekonferenz 
zur Demonstration zum 10. Jahrestag von Stammheim 77 und zur Zu- 
sammenlegung geht der Staatsschutz in einem Zug gegen Gefangene, 
Angehörige und Freunde vor. Das Verfahren läuft gegen Ingrid Bara- 
baß (die zur Zeit dieser Pressekonferenz in Tsolationshaft ist"), 
gegen ihre Mutter und ihre Schwester, als Zeuge wird ein Besucher 
von Ingrid herangezogen. 


Verhaftung von Besuchern 


1986 machte das LKA bei einer Besucherin von Bernd Rößner ein Ver- 
hör zur Vorbedingung. Als sie sich weigerte auf diese Erpressung 
einzugehen, wurde der schon genehmigte Besuch verhindert und ein 
generelles Besuchsverbot ausgesprochen. 

Inzwischen ist die Kriminalisierung hochgezogen worden - 

Briefe und Besuche werden immer häufiger herangezogen, um gegen 
Leute aus dem Widerstand Ermittlungsverfahren einzuleiten. Schon 
die Festnahme von Mareile Schmegner 1985 wegen "Unterstützung" 
wurde von der Bundesanwaltschaft mit ihren Briefkontakt zu Gefang- 
enen aus der spanischen GRAPO begründet (Urteil: 3 Jahre und 10 
Monate Haft). 
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Eine neue Dimension bekommt diese Linie mit der Verhaftung und 
dem Prozeß gegen Norbert Hofmeier, Bärbel Perau, Thomas Thoene 
und Thomas Richter aus Duisburg. Zum Ausgangspunkt der Anklge 
wegen "terroristischer Vereinigung" werden Briefe und Besuche 
bei Sieglinde Hofmann gemacht. So wird einerseits die Isolation 
der politischen Gefangenen verschärft - jeder, der mit ihnen die 
politische Auseinandersetzung sucht, soll dadurch abgeschreckt 
werden - andererseits produziert der Staatsschutz mit diesen 
gezielt-willkürlichen Gefangennahmen '"Fahndungserfolge'", damit 
er nicht weiter "rote Zahlen" schreiben muß (so ein offener Kom- 
entar vom BKA) bei der Verfolgung von RAF und kämpfenden Einhei- 
ten. 


Nach der Festnahme von Norbert Hofmeier, Bärbel Perau und Thomas 
Thoene besucht Thomas Richter Norbert. Kurz darauf wird er als 
weiteres "Mitglied einer terroristischen Vereinigung" verhaftet. 
Gegen eine Besucherin wurde inzwischen ein ermittlungsverfahren 
eingeleitet, wegen "Weiterführung der terroristischen Vereinigung". 


Im September 88 verhaftet der Staatsschutz nach 40 Wohnungsdurch- 
suchungen in der BRD Thomas Kilpper und Uli Winterhalter in Stutt- 
gart als "Mitglieser der RAF'. Thomas hatte Christian Kluth be- 
sucht (der inzwischen mit Hilfe des von der BAW bestellten "pri- 
vaten Schriftgutachters'' Hans Ockelmann - gegen ein entlastendes 
Gutachten der BKA-Sachverständigen! - zu 10 Jahren verurteilt 
wurde). 

Uli Winterhalter hatte Briefkontakt mit Volker Staub. Der Ermitt- 
lungsrichter beim BGH begründet den Haftbefehl mit der darin ge- 
führten Diskussion ("...identifizeirt sich mit den Zielen der 
RAF"). 

Im Oktober 83. wurde Rolf Hartung, der Eva Haule besucht hat, als 
"RAF-Mitglied" verhaftet, ein "neuer Fahndungserfolg'", wiederum 
von einem ''100%-igen Gutachten" von Ockelmann gegen die BKA-Gut- 
achterin scheinlegalistisch abgedeckt. 


Anschlagsrelevante Themen 


Ein neuer Staatsschutzbegriff - von der Bundesanwaltschaft geprägt, 
mit dem die kritische Auseiandersetzung und die aktive politische 
Gegnerschaft zu Gentechnologie, Flüchtlings- und Bevölkerungspoli- 
tik, militärisch-industrieller Komplex, Frauenhandel und weltweitte 
Ausbeutung kriminalisiert wird. 


Im Dezember 87 führte der Staatsschutz 40 Hausdurchsuchungen in 
der BRD durch - neben Andrea Sievering und Erik Prauss, deren Ver- 
haftung von der Bundesanwaltschaft propagandistisch von den übri- 
gen getrennt wurde (''Umfeld der RAE., wurden Ulla Penselin und 
Ingrid Strobl festgenommen (20 weitere Ermittlungsverfahren einge- 
leitet und gegen 4 Personen Haftbefehle erlassen), da sie sich mit 
“anschlagsrelevanten Themen" beschäftigen, z.B. der Mitarbeit in 
einer Zeitschrift gegen die Gentechnologie und langjährige Arbeit 
in Frauenprojekten. Alle kamen in Isolationshaft. 
Die intensive Öffentlichkeitsarbeit zahlreicher Gruppen in der 
BRD (bis ins Ausland) über diesen Angriff und seine politische 
 Zielrichtung bewirkte genau das Gegenteil dessen, was BKA und BAW 
bezweckt hatten. 
Statt Abschreckung vor Diskussion dieser Themen, vor Organisierung 
und vor Auseinandersetzung mit Erklärungen militanter Gruppen, zu 
einer Opposition, wie sie das BKA erlaubt, wuchs der politische 
Prozeß und Widerstand. 
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Ausländische politische Gefangene in der BRD 


Mit Haftbefehl durch Bundesgerichtshof sind mehrere Tamilen 
und Palästinenser inhaftiert. 

Im Frühjahr und Sommer 88 wurden Männer und eine Frau als 
"Mitglieder einer terroristischen Vereinigung innerhalb der 
Arbeiterpartei Kurdistans PKK“ verhaftet - als eine "selbst= 
ständige terroristische Vereinigung auf deutschem Boden". 
Eine §129a-Anwendung ist bis jetzt anders als über dieses 
Konstrukt nicht möglich: 


Es ist eine neue Dimension in der Ausweitung auf antiimperia= 
listische Befreiungsbewegungen aus dem Trikont. Der Staats= 
schutz und seine Justiz suchen nach neuen Schemata für die 
Bekämpfung des Befreiungskampfes weltweit. 

Wieder ist die BRD Vorreiter. Der Verhaftung. gingen Treffen 
zwischen Generalbundesanwalt Rebmann mit dem türkischen Kon= 
sul und anderen voraus. 

Ermöglicht wurden diese Verhaftungen auch durch Entsolidari= 
sierungskampagnen aus dem reformistischen Spektrum der BRD. 
Alle Gefangenen kamen in Totalisolation, völlig abgeschottet 
von sozialen Gefangenen. Später dann Normalvollzugs-Hofgang 
mit der Einschränkung, nicht nur mit keinen anderen $129a- 
Gefangenen zusammen kommen zu können, sondern grundsätzlich 
auch nicht mit Gefangenen "kurdischer Volkszugehörigkeit'. 


Die Isolierung wird dadurch zugespitzt, daß die Gefangenen 
keine kurdischen Publikationen beziehen und auch kein Kurz- 
Wellen-Radio haben dürfen - die einzige Informationsquelle 
für sie, da bis auf einen alle kein Deutsch sprechen. 


Die beiden Ende August 88 festgenommenen Iren - Gerard Han= 
ratty und Terence McGeough - , die von der Bundesanwaltschaft 
wegen "Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung" 
verfolgt werden, sind in Totalisolation. Sie werden von allen 
anderen Gefangenen getrennt, 22 Stunden sind sie in ihren 
Zellen eingesperrt. Hofgang und jedes Verlassen der Zelle un= 
ter Sonderbewachung mit Handschellen (selbst beim Haareschnei= 
den) - was Anfang der 7/oer Jahre vom Bundesgerichtshof gegen 
Gefangene aus der RAF angeordnet, später aber aufgehoben wurde. 
Da beide kein Deutsch können, ist die Isolierung vollständig. 


$ 129a StGB gegen Anwälte 


Im letzten Jahr wurde der Angriff auf die Verteidiger verstärkt: 
Durchsuchungen der Büros und Wohnungen von Anwälten, Ermitt= 
lungsverfahren gegen sie und Zellenrazzien bei Gefangenen durch 
die Bundesanwaltschaft nach Verteidigungsunterlagen. 

Parallel dazu kam es zu mehreren Einbrüchen, z.T. mit anschlies= 
sender Brandstiftung in Büros von Anwälten von Gefangenen aus 
der RAF und dem Widerstand. 


Nachdem ein erster Versuch im September 87 - mit zahlreichen 
Durchsuchungen von Büros, Wohnungen und Isolierzellen - schei= 
terte, mit einem Konstrukt Rechtsanwältin Ute Brandt zu krimi= 
nalisieren, beschuldigte die Bundesanwaltschaft sie unter Hin= 
weis auf damals beschlagnahmte Verteidigungsunterlagen ein Jahr 
später der "Unterstützung einer terroristischen Vereinigung". 
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Die soll aus der Übersendung bestimmter Papiere bestehen, die 
vom zuständigen Kontrollrichter vor der Aushändigung an den Ge= 
fangenen gelesen und nicht beanstandet wurden. 


In der Anklageschrift erklärt die Bundesanwaltschaft, es sei 
keine zulässige Verteidigung, wenn eine Anwältin den Hunger- 
streik ihres Mandanten für bessere Haftbedingungen unterstützt. 
Handelt es sich um einen kollektiven Hungerstreik von Gefan= 
genen aus der RAE, so sei dies "Unterstützung einer terroris= 
tischen Vereinigung". Denn nach dem Konstrukt der Bundesanwalt= 
schaft, das durch die Staatsschutzgerichte bereits bestätigt 
ist, sind Gefangene aus der RAF auch unter Isolationshaftbedin= 


gungen noch "aktive Terroristen' und ihr Hungerstreik eine 
"Aktion der RAET. 


Für diejenigen inkriminierten Papiere, die sich nicht auf einen 
Hungerstreik beziehen, leugnet die BAW nicht, daß sie für die 
Verteidigung von Bedeutung waren. Sie behauptet aber, die An= 
wältin habe mit der Übersendung der Papiere gar nicht verteidi= 
gen wollen und deshalb liege eine Unterstützung der RAF vor. 
Dies wird mit ihrer politischen "Gesinnung" begründet. 


$ 129a StGB gegen Zusammenlegung und Widerstand 


Im Mai 83 wurde (auch von linken Medien völlig ignoriert) 
Christoph von Hören, der Heidi Schulz besuchte, wegen einer Ver= 
anstaltung zum Jahrestag des 18.10.77 und für die Zusammenlegung 
der politischen Gefangenen vom düsseldorfer Oberlandesgericht zu 
einundeinhalb Jahren Haft verurteilt. Gegen zwei Personen be= 
steht in dieser Sache Haftbefehl. 


Im Dezember 83 wurde Janine Strobel vom bayerischen Obersten 
Landesgericht zu lo Monaten verurteilt. Die Organisierung einer 
Veranstaltung zur Situation der Gefangenen aus RAF und Wider= 
stand zwei Jahre zuvor sie wurde’ von 500 Polizisten umzingelt, 
alle Anwesenden wurden festgenommen und registriert) in München 
sei eine Werbung für eine terroristische Vereinigung", da die 
Angeklagte "die verbrecherischen Ziele der RAF unterstützt". 
"Besonders belastend" war ein dabei aufgehängtes Transparent, 
auf dem die Freilassung von Günter Sonnenberg und die Zusammen= 
legung gefordert wurde - und dies seien "gerichtskundig Forde= 
rungen der RAET., 

Kriminalisiert wird damit jede revolutionäre Zielsetzung und 
Perspektive einer radikalen gesellschaftlichen Umwälzung, ange= 
fangen bei der "Gesinnung" und der Diskussion - die Vorverla= 
gerung des Staatsschutzes ins Denken und Kommunizieren. 


Im November 88 begann vor dem hanseatischen Oberlandesgericht 
Hamburg der Prozeß gegen Fritz Storim. Ihm wird "Unterstützung 
einer terroristischen Vereinigung" vorgeworfen. Als angeblicher 
Herausgeber der Zeitung "Sabot - hamburger Infosammlung'" sei er 
für den Abdruck eines Redebeitrags des antiimperialistischen 
Plenums auf einer Veranstaltung zur Hafenstraße im März 87 ver= 
antwortlich, zur Durchsetzung der Zusammenlegung. 
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Angeschoben wurde dieses neue $129a-Verfahren von Stammheim 
aus. Die Zensur hatte ein "Sabot" beschlagnahmt, das an eine 
politische Gefangene geschickt worden war - die politische 
Zensur gegen die Gefangenen in den Trakten soll nach den Vor= 
stellungen der Bundesanwaltschaft auf die Gesellschaft aus= 
geweitet werden. Dieser Angriff richtet sich nicht nur gegen 
die Zusammenlegung und alle, die für sie kämpfen. Er zielt 
auf selbstbestimmte Kommunikation, Information und Diskussion 
und ihre Strukturen. Widerständiges Leben überhaupt soll 
kriminalisiert werden. 

Damit sollen die neuen gesellschaftlichen Basisprozesse ein= 
gedämmt werden, die sich im Kampf für radikale Umwälzung 
nicht mehr von einander, von den Gefangenen und der Guerilla 
spalten lassen. Diese "terroristische Gesinnung" - der nicht 
greifbare politische Prozeß - ist am Beispiel von Fritz Storim 
(der im Initiativkreis-Hafenstr. aktiv ist) mer 12 Monaten 
bestraft worden. 


Dialog 


Um den Kampf für die Zusammenlegung propagandistisch zu unter= 
laufen, wird eine '"Normalisierung'' vorgegaukelt. 

Jetzt, nach mehr als 16, 123, 11® Jahren. Isolation sellenseare 
Gefangenen im lübecker Trakt "möglicherweise in den normalen 
Vollzug eingegliedert werden" und die Haftbedingungen "lang= 
fristig normalisiert" werden (Hamburger Abendblatt 18.11.88). 


Es ist Ausdruck des strategischen Scheiterns des ganzen Isola= 
tionsprojekts: das Auslöschen der politischen Identität der 

: Gefangenen, das jetzt, mit der "Suche nach neuen Wegen’ er= 
reicht: werden soll. 


Von Grünen und SPD sowie "Prominenten" wurde in den Medien 
lautstark ein "gesellschaftlicher Dialog" mit den politischen 
Gefangenen propagiert, den sie unter sich, mit einigen Abschwö= 
rern und z.b. mit dem Präsidenten des Verfassungsschutzes in 
"Talkshows' führten. 


Im Schatten dieses " Dialogs" werden die Haftbedingungen ver= 
schärft und wird der Terror gegen die Gefangenen hochgezogen. 


Während die Dialoginitiativen im Medienmonopol ihre Monologe 
halten, werden in Stammheim die Türen der Isolierzellen mit 
neuen zusätzlichen Stahlplatten fugenlos abgedichtet (die 
übriggebliebene Möglichkeit der Gefangenen durch lautes Rufen 
von einander einen Ton zu hören), laufen Razzien in der ganzen 
"BRD, 129a-Verfahren, Verhaftungen und Verurteilungen wegen 
Veranstaltungen und Zeitungen für die Zusammenlegung und 
werden immer mehr als angebliche "Mitglieder der RAF" verhaf= 
tet und verurteilt. 


Als die Gefangenen aus der RAF ihre Bereitschaft erklären, in 
einem Gespräch die Vorstellungen für diesen Dialog 
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zu klären - unter der Voraussetzung, daß alle Gefangenen da= 
ran beteiligt sind und die Möglichkeit haben zu reden - 

genau das, was die Dialoginitiatoren laut verkündet hatten, 
kam als Antwort, 7 Gefangene in. Nordrheinwestfalen sollten 
sich mit 12 "Prominenten" treffen (4 Stunden). 

Nachdem die Gefangenen das Ganze und ihre Vorstellungen 

(in der TAZ v. 8.8.88) öffentlich machten, war die Luft aus 
dem aufgeblasenen '"Dialog'"-Ballon und offenbahrte seine 

reale Substanz in der folgenden Debatte "Gnade für Abschwörer" 
in den Staatsmedien. 


Aber unabhängig von diesem staatstragenden Versuch entwickelt 
sich - gegen die laufende Kriminalisierung - eine neue poli= 
tische Diskussion, eine wirkliche Kommunikation zwischen 
zahlreichen Menschen und Gruppen aus dem vielfältigen 
gesellschaftlichen Widerstand und den Gefangenen. 


Der Aufruf "Zusammenlegung der politischen Gefangenen - jetzt!" 
(TAZ 15.10.88) des Initiativkreis für den Erhalt der Hafen= 
straße hatte eine große Resonanz. Tausende von Unterschriften 
schlossen sich den 180 Erstunterzeichnern an - aus den ver= 
schiedensten gesellschaftlichen Bereichen. 


In zahlreichen Gruppen und Veranstaltungen in der BRD wird 
die politische Diskussion geführt - eng verbunden mit 
Initiativen zur praktischen Durchsetzung der Zusammenlegung. 


Auf einer Großveranstaltung in Hamburg mit der Zielsetzung: 


"Zusammenlegung der Gefangenen aus Guerilla und 
Widerstand - jetzt ! 
Zusammen ihre Freiheit erkämpfen - als Nächstes ! 


Freilassung von Günter, Claudia, Bernd, Angelika - sofort ! 
Freie Kommunikation - freie Arztwahl ! 


Zusammen überall den Raum für Selbstorganisierung und 
den gemeinsamen politischen Prozeß erkämpfen !" 


wurde der gesellschaftliche Dialog praktisch geführt, 

und erkannt, wenn alle die Zusammenlegung zu ihrer eigenen 
Sache machen und vielfältige Initiativen unternehmen, kann 
das Kräfteverhältnis für die Durchsetzung großer Gruppen 
geschaffen werden. 


Er 


Hungerstreikerklärung vom 1.2.89 


wir sind seit heute im hungerstreik. 

Jetzt lassen wir nicht mehr los, die zusammenlegung muß jetzt erreicht 
werden. 

jeder, der es wissen will, weiss was die isolation ist, sie ist international 
begriffen und als folter definiert. 

hier haben sie inzwischen die isolation für gefangene revolutionäre, ob 
aus guerilla, aus dem widerstand, oder ausländische genossen und genossinnen 
zur regel gemacht, und sie setzen sie gegen kämpfende soziale gefangene 
ein - international wird sie als die saubere perfide methode der feinen 
brd-europder immer mehr übernommen. 

hier muß sie gebrochen werden. 

neun hungerstreiks haben wir gemacht, zwei gefangene sind darin gestorben, 
viele von uns haben gesundheitsschäden. 

Jetzt muß schluß sein mit dieser achtzehn jahre langen tortur. 

das ist unser definitiver entschluss, so werden wir kämpfen. 


es gibt dazu nicht mehr viel zu erklären. unsere situation und unsere 
forderung sind klar. uns. sträubt sich inzwischen auch schon alles, von 
der isolation noch zu reden und davon, daß wir zusammen wollen. diese 
dürren wörter und ihre wiederholung sind schon ein hohn auf die wirklichkeit 
in den gefängnissen. im lauf des streiks wollen wir dann noch öfter etwas 
sagen, jetzt nur ein paar hauptsachen, worum es uns geht. 


wir machen so nicht mehr weiter. 

das ziel der isolation war von anfang an, die gefangenen zu zerstören, 
um die politik der raf zu ersticken. damit sind sie an uns gescheitert 
- aber wir ‘ertragen es so auch nicht mehr. wir wollen das jetzt nicht 
mehr aushalten, so ist es. das ist jetzt unsere politische und existentielle 
entscheidung. denn wenn wir uns auch gegen ihren zerstörungsautomat behaupten 
konnten, und wenn wir selbst in dieser lage noch entscheidendes neues 
für uns gewonnen haben - es gibt eine grenze, an der der permanente kampf 
der einzelnen und die ständig weit reduzierte lebensweise als gefangene 
politische gruppe für uns nicht mehr gehen. die ist jetzt da. 

es ging immer nur eine begrenzte zeit, an den hungerstreikzyklen durch 
all die jahre ist es abzulesen. in ihnen haben wir unsere identität im 
kampf verteidigt und uns die kollektivität in der vereinzelung immer wieder 
lebendig gemacht. 

bis das, was wir uns aus dem kampf in die löcher geholt hatten, wieder 
aufgebraucht war. 

Jetzt fügen wir dem nicht mehr noch einen streik nur dazu, das ist nicht 
mehr möglich, jetzt gibt es für uns nur noch das materielle ziel., 


wir wollen jetzt die zusammenlegung, und wir wollen damit auch diese ganze 
lange phase abschliessen - und dann wollen wir weiter. 

auf eine absehbare reaktion "die isolation wird aufgehoben", also kosmetik, 
einzelne, differenziertere anpassungen, die dem brd-staat nur die angriffe 
wegen der isolation vom hals schaffen sollen und für uns nicht das grundle- 
gende ändern, werden wir uns nicht mehr einlassen. nicht mehr nach dieser 
langen zeit. das soll von anfang an klar sein. wir haben immer jede kleinere 
veränderung genutzt, waren immer zu schritten bereit. jetzt gibt es aber 
nichts mehr als die zusammenlegung. 
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es ist auch nicht mehr nur das alte - die notwendigkeit gegen die isolation 
und die möglichkeit einer gegenstruktur in diesen bedingungen - in diesem 
brennofen bleibt nichts wie es war. 

die forderung hat für uns in der zeit auch eine viel weitergehende materiali- 
tät bekommen. nur aus den beziehungen zueinander und deren permanente 
lebendige entwicklung sind wir durch diese zeit gekommen > undadarin ist 
unser zusammenhang teil von uns geworden wie arme und beine. 

das nimmt uns heute niemend mehr, das dreht keiner zurück. 

es ist eine materialität, die der kampf gegen die vernichtung geschaffen 
hat - und das selbe jetzt einfach auch mal so: 

es ist das dialektische produkt ihrer maßnahmen. und nachdem die jetzt 
achtzehn jahre mit allen varianten so stehen und keine "normalität" damit 
exekutiert werden konnte, müssen sie die kröte, die die zusammenlegung 
für sie ist, auch schlucken. 


aber nicht nur subjektiv, auch bezogen auf die politische entwicklung 
geht es schon um mehr. in der wirklichkeit klaffen unsere situation und 
damit unsere möglichkeiten - und was die reale situation ine gesant verlangt, 

damit es weitergeht, längst weit auseinander. 

während wir die zusammenlegung noch nicht haben, entwickelt sich schon 
die frage nach einer weitergehenden perspektive für die politischen gefangenen 
überhaupt. 

es geht um uns, von allen seiten will man was von uns - aber wir können 
nicht zusammen reden und kaum handeln. 

es läuft bei uns nur zusammen. und ohne uns läuft es dabei nicht, das 
sollte aus den vielen versuchen in den letzten jahren, über uns wegzubügeln, 

doch klar geworden sein. 

wir wollen jetzt an der gesamten politischen diskussion teilnehmen. 

das ist die andere seite der zusammenlegung. 


aus einer ganzen reihe von entwicklungen, hier und international, sind 
neue fragestellungen entstanden. es ist insgesamt eine neue stufe. der 
auseinandersetzung geworden, in der überall, auf beiden seiten, die ziele, 
die formulierung der politik, die formierung für den kampf ein neues mal 
angegangen werden. 

auch das ist eine widerspiegelung davon, daß hier aus beiden richtungen 
neu die frage der gefangenen hochgekommen ist. der staat bringt begnadigungen, 

staatskonforme gruppen wollen eine amnestie -und der revolutionäre widerstand 
nimmt wieder auf, daß die freiheit der politischen gefangenen erkämpft 
werden muß. 

auch wir meinen, daß diese auseinandersetzung jetzt reif ist. das wird 
aber nur in einem prozeß von diskussion und praxis weitergebracht werden, 

in dem revolutionäre politik hier zu einem neuen realen faktor wird. 

unser kampf für die zusammenlegung jetzt soll teil davon sein. aus vielen 
ansätzen im letzten jahr, aus der offenheit und dem willen quer durch 
verschiedene zusammenhänge im widerstand, halten wir eine neue einheit 
im revolutionären kampf für möglich. es zeichnet sich jetzt schon eine 
umkehrung der linken rückentwicklung seit ende der 70er jahre ab, der 
kampf in der metropole kann auch neu in die internationale auseinandersetzung 


kommen. dann werden auch ganz neue politische möglichkeiten in der brd 
eröffnet sein. 


wir hoffen das. 
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die zusammenlegung ist jetzt für uns das erste. 
dann wollen wir die diskussion. zur gesamten situation - und für unsere 
freiheit. darauf spitzt es sich für uns praktisch zu. 


denn die freiheit ist natürlich unser ziel. wir wollen ja nicht ein stück 
“politischer organisation im gefängnis etablieren, eine gegenstruktur als 
gefangene ist wirklich nicht unser höchstes glück. 


wir halten es aus allem für möglich, das dann als realistisches ziel anzu- 
packen. soweit ist konsens unter uns. für das weitere, wie das zu konkreti- 
sieren ist, müssen wir zusammen sein. wir haben die zusammenlegung als 
übergang bestimmt. 


wir nehmen jetzt eine neue form von kollektivem kampf. 

im letzten streik haben sie ein gesetz gemacht, mit dem sie uns das mittel 
hungerstreik nehmen wollten. das "komagesetz".' 

es bedeutet, daß dem einzelnen im koma in einer langgestreckten medizinisch- 
technischen manipulation in der intensivstation der wille und die entschei- 


dungsfähigkeit, den kampf weiterzuführen, genommen werden soll. es bedeutet 
weiter für die auseinandersetzung insgesamt, daß sie die zuspitzung und 
entscheidung auf einen engen zeitraum bringen wollen, praktisch auf einen 
punkt, den, wenn nach zwei, drei monaten viele von uns gleichzeitig auf 
der kippe sind. es sterben dann vielleicht mehrere, aber dann in einer 
kurzen, frontalen konfrontation und die "tragen" sie, wie sie. letztes 
mal gesagt haben und dann, stellen sie sich vor, ist schluß. 

und das würde auch bedeuten, daß das mittel des kampfes politisch sich 
gegen uns dreht. denn in dieser kulmination für alle zum selben zeitpunkt, 
käme die frage nach, sinn und ziel auf uns zurück. wenn viele tot sind, 
wie wollen die anderen dann zusammen sein. 


wir werden ihnen das umdrehen und einen langgezogenen kampf führen. 

jeder von uns ist das kollektiv. 

wir fangen alle zusammen an, nach zwei wochen gehen wir in eine kette 
über. bis auf zwei unterbrechen alle, nach wieder zwei wochen kommen die 
nächsten zwei wieder dazu, nach den nächsten zwei wochen wieder zwei, 
und weiter. 

wir lassen jetzt nicht mehr los, bis wir die zusammenlegung haben. 


wir fordern: 


zusammenlegung aller gefangenen aus guerilla und widerstand in ein oder 
zwei grosse gruppen, in die neue gefangene integriert werden, mit zugang 
zu den gemeinschaftshöfen. 


zusammenlegung aller gefangenen, die dafür kämpfen. 


freilassung der gefangenen, deren wiederherstellung nach krankheit, verletzung 
oder folter durch isolation unter gefängnisbedingungen ausgeschlossen 
Ist 

freilassung von günter sonnenberg, claudia wannersdorfer, bernd rößner, 
angelika goder. 

freie medizinische versorgung ohne staatsschutzkontrolle für alle gefangenen. 


ETA 


freie politische information und kommunikation der gefangenen mit allen 
gesellschaftlichen gruppen. 


für die gefangenen aus der raf 
helmut pohl 
E289 
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2. Die Haftbedingungen 


l. Zur Situation der haftunfähigen Gefangenen 


Bericht Günter Sonnenberg 


am 3.mai 1977 - zusammen mit verena becker - nach einer schießerei in 
singen (hohentwiel) festgenommen. 

dabei lebensgefährlich am kopf verletzt. die folge war sofortige bewußtlosig- 
keit. noch am selben tag eine notoperation in singen - und wenige tage 
später eine neurochirurgische operation in der universitätsklinik tübingen. 
ende mai verlegung nach stuttgart-stammheim. 

dort kam langsam und phasenweise das bewußtsein zurück. die folge der 
verletzung war, in den stand eines kleinkindes zurückgeworfen zu sein; 
das elementarste, wie lesen und schreiben, mußte wieder erlernt werden. 


auch das sehvermögen war sehr gestört - und teilweise sehzellen zerstört. 
durch die verletzung (hirntrauma) bestand die gefahr von epileptischen 
anfällen - und deshalb mußte ein anti-epileptisches medikament eingenommen 
werden. 


in stgt.-stammheim war die unterbringung im revier mit tag-und-nacht-dauer- 
überwachung vom revierpersonal. alle anderenräume und zellen waren leer 
oder von überwachungspersonal belegt. die isolation war vollständig. 

mitte juni 77 verlegung in das psychiatrische landeskrankenhaus weisenau 
(ortsteil ravensburg) - und dort unterbringung in einem leergeräumten 
haus, das .von einer hundertschaft einer polizeischule tübingen rundum 
abgeriegelt wurde. täglich infusionen. außer meinen eltern und meinem 
rechtsanwalt konnte mich niemand besuchen. 

mitte juli 77 verlegung in das vollzugskrankenhaus hohenasperg. dort völlig 
isoliert: panzerglas vor dem fenster, was einer sichtblende gleichkam; 
zwei zellentüren, also auch keine geräusche vom gang. bis zur verlegung 
nach stgt.-stammheim im februar 78 weder einen anderen gefangenen gesehen 
noch gehört. von anfang september bis ende oktober 77 kontaktsperre. während 
der ganzen monate in hohenasperg täglich einzelhofgang. 

im februar 78 verlegung nach stgt.-stammheim; anfang märz 78 begann der 
prozeß. der prozeß war gegen verena becker und mich - in bezug auf die 
bewaffnete auseinandersetzung bei der festnahme - in 2 Prozesse aufgeteilt 
worden. als anlaß wurde dazu die klärung der frage meiner verhandlungsfähig- 
keit benutzt. dazu wurden 6 sachverständige gutachter benannt, die diese 
frage überprüfen sollten. 3 verneinten die verhandlungsfähigkeit und 3 
- von denen ich mich nicht untersuchen ließ - bejahten meine verhandlungsfä- 
higkeit. damit konnte der prozeß durchgezogen werden. urteil: lebenslänglich. 
während der tage, wo ich im prozeß war, wurde deutlich, daß ich aufgrund 
der verletzung und nach 11 monaten total-isolation nicht verhandlungsfähig 
war. um ein scheitern des prozesses zu verhindern, wurden roland mayer 
und siegfried haag ende märz 78 ebenfalls nach stgt.-stammheim verlegt; 
ab dann täglicher hofgang zu dritt. 

der prozeß dauerte bis ende april 78. ende november wurde das urteil rechts- 
kräftig. danach strafhaft - und überhaft, weil weitere ermittlungsverfahren 
liefen. (im laufe der jahre wurden sie eingestellt, das letzte im winter 
Bla) 
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Januar 79 verlegung nach bruchsal. dort total-isolation; wegen hungerstreik 
verlegung ins vollzugskrankenhaus hohenasperg. 

im herbst 79 wurde die dritte operation im zusammenhang mit der verletzung 
bei der festnahme durchgeführt. danach rückverlegung nach hohenasperg. 

märz 80° wieder verlegung nach bruchsal. dort weiterhin. total-isolation; 
den hofgang mit von der anstalt ausgesuchten gefangenen lehnte ich ab 
- und deshalb 24 Stunden in der zelle. 

nach dem kollektiven hungerstreik im frühjahr 81 wird auch roland mayer 
nach bruchsal verlegt. weiterhin isolation. der kontakt zwischen ihm und 
mir ist lediglich beim hofgang möglich, es heißt 'normalvollzug' - und 
bedeutet: in der regel 23 stunden am tag in .der zelle; jeder kontakt mit 
anderen gefangenen wird beobachtet und registriert; jeder gefangene der 


kontakt zu uns aufnimmt, bekommt ärger, was bis zu verlegungen in andere 
knäste führt; durchsuchungen vor und nach jedem hofgang; in unregelmäßigen 
abständen verlegungen in die jeweilige leerzelle nebenan. 

2 jahre lang - von november 83 bis dezember 85 - gehen wir nicht mehr zum 
hofgang raus, weil das als letztes feigenblatt zur verschleierung unserer 
isolation benutzt wird. seit dem hungerstreik vom winter 84/85 gehen wir 
beide wieder zum hofgang. 


seit der verletzung vom mai 77 muß ich ein anti-epileptisches medikament 
einnehmen, das den selben 'wirkstoff wie die berüchtigten beruhigungspillen 
'librium' und 'valium' beinhaltet. die einnahme über einen längeren zeitraum| 
macht abhängig. bereits im sommer 78 versuchte ich dieses medikament loszuwer- 
den. eine fachärztliche untersuchung, die notwendig ist, um dieses medikament 
ohne risiko absetzen zu können, wurde vom zuständigen oberlandesgericht 
stuttgart abgelehnt. als ich das medikament von mir aus absetzte, bekam 
ich einen epileptische n anfall, verbunden mit bewußtlosigkeit ('grandmal'-an- 
fall). erst danach wurde eine fachärztliche untersuchung zugelassen. das 
ergebnis war, daß der anfall nur durch das zu schnelle absetzen des medika- 
ments bewirkt wurde - und nicht durch erhöhte reizbereitschaft für anfälle. 
bei der dritten operation 79 war ebenfalls festgestellt worden, daß keine 
erhöhte reizbereitschaft für epileptische anfälle mehr bestand; ein absetzen 
sollte I bis 2 jahre danach möglich sein. bei der nachuntersuchung im 
herbst 80 wurde das absetzen für das nächste jahr angekündigt. danach 
wurden keine untersuchungen durch einen arzt meines vertrauens mehr zuge- 
lassen. 

während des hungerstreiks im winter 84/85 wurden - während meiner bewußtlosig- 
keit - untersuchungen an mir durchgeführt, deren ergebnisse weder mir 
noch meinem anwalt mitgeteilt wurden. 

als folge dieser untersuchungen wurde das medikament im früjahr 85 - unüber- 
wacht, also ohne kontrolluntersuchungen - abgesetzt. die folge war ein 
epileptischer anfall im mai 85 - als entzugsanfall, weil dieses medikament 
abhängigkeit bewirkt und deshalb nicht unkontrolliert abgesetzt werden 
kann. eine nachuntersuchung im november 85 hat dies ebenfalls bestätigt. 

im sommer 87 sollte deshalb eine untersuchung durch einen arzt meines 
vertrauens durchgeführt werden, um danach das medikament unter überwachung 
von regelmässigen kontrolluntersuchungen abzusetzen. diese untersuchung 
und die hinzuziehung des von mir benannten arztes wurde vom knast bis 
heute abgelehnt. 

daraus wird deutlich, daß sie ein interesse daran haben, mich auch weiterhin 
in dieser medikamentenabhängigkeit zu halten. und so wird dieses medikament 
bewußt und gezielt als dr o ge gegen mich eingesetzt. 
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Pressemitteilung 


Die aktuelle Situation meines Mandanten Günter Sonnenberg, Gefangener 
aus der Raf, veranlasst mich erneut, die Öffentlichkeit über folgenden 
Sachverhalt zu informieren: 


Es ist bekannt, daß mein Mandant bei seiner Festnahme vor über 11 Jahren 
durch Schüsse in den Kopf derart verletzt : wurde, daß die. Folgen bis heute 
nicht behoben sind und eine Rekonstruktion seiner Gesundheit unter den 
bestehenden Isolationshaftbedingungen nicht möglich ist. 

Die Notwendigkeit der Freilassung von Günter Sonnenberg wird von immer 
mehr Menschen erkannt und öffentlich gefordert. 


Seit Jahren geht der Kampf darum, minimalste Voraussetzungen für den Erhalt 
seiner Gesundheit, wie z. B. vertrauensärztliche Untersuchung und Behandlung, 


Zusammenlegung mit anderen Gefangenen aus der RAF, zu erreichen. Dies.» 


vertrauensärztliche Untersuchung konnte durch öffentlichen Druck gegen 
den massiven Widerstand der Justizbehörden und der Anstaltsleitung bisher 
zweimal durchgesetzt werden (Untersuchungen am 6.11.85 und am 22.8.88 
= vgl. zur Information Pressemitteilung vom 14.9.87 und 20.11.87). 


Dieneurologische Nachuntersuchung vom 22.8.88 hat ergeben, daß mein Mandant 
das Antiepileptikum 'Rivotril', das er seit nunmehr über 11 Jahren einnehmen 
musste und welches gravierende Nebenwirkungen hat, absetzen kann und soll. 
Ich habe daraufhin die Anstaltsleitung persönlich über das Untersuchungsergeb- 
nis unterrichtet und den Antrag gestellt, die notwendigen Bedingungen 
zum Absetzen zu schaffen. Dies beinhaltet vor allem, der Gefahr eines 
epileptischen Anfalls zu Beginn der Absetzphase dadurch zu begegnen, daß 
Günter Sonnenberg mit einer Vertrauensperson in einem Haftraum zusammengelegt 
wird. Diese Vertrauensperson ist Roland Mayer, ebenfalls Gefangener aus 
der RAF, und seit Jahren in Bruchsal inhaftiert. 


Die Anstalt hat den Antrag abgelehnt und verweigert damit meinem Mandanten 
den notwendigen Schutz. 

Seit einem Monat hat Günter Sonnenberg das Medikament auf Anraten des 
Arztes abgesetzt, um so von den gravierenden Nebenwirkungen frei zu werden. 
Zu seiner Sicherheit ist eine sofortige Zusammenlegung mit Roland Mayer 
in einem Haftraum unumgänglich. 


Gerd Klusmeyer, Rechtsanwalt 21.11.1988 


- 31 - 
PRESSEERKLÄRUNG DER ANGEHÖRIGEN DER POLITISCHEN GEFANGENEN IN DER BRD 


Wir haben heute am 13.1.1989 das BADEN-WÜRTTEMBERGISCHE JUSTIZMINISTERIUM 
in Stuttgart BESETZT. 

Wir werden hier nicht eher wieder rausgehen, bis wir von Justizminister 
Eyrich die schriftliche Zusage erhalten haben, 


~= daß- GÜNTER SONNENBERG, Gefangener aus der RAF, FREIGELASSEN wird; 


- daß er bis zu seiner Freilassung mit Gefangenen, die sein Vertrauen 
haben, also mit Gefangenen aus der: RAF, zusammengelegt wird; 


- daß er von einem Arzt seines Vertrauens regelmäßig untersucht und 
behandelt wird. 


Günter Sonnenberg ist haftunfähig. 

Bei seiner Festnahme am 3.5.1977 wurde er durch einen Kopfschuß lebensgefähr- 
lich verletzt. An den Folgen dieser Verletzung, u. a. Konzentrations- 
und Gedächtnisstörungen, arbeitet er bis heute. 

Günter Sonnenberg ist seit seiner Festnahme wie fast alle politischen 
Gefangenen in der BRD in Isolationshaft. 

II Jahre lang, bis vor kurzem hat Günter Sonnenberg das Antiepileptikum 
'Rivotril' eingenommen. Auf Anraten seines Arztes hat er es im Oktober 
1988 abgesetzt. Dieses Medikament hat - wie alle anderen Antiepileptika 
- schwere Nebenwirkungen wie Müdigkeit, Konzentrationsschwäche, Schwindel, 
Verlangsamung, Abhängigkeit und Schädigung innerer Organe. 

Das Absetzen des ‚Medikaments ist also eine wichtige Voraussetzung, daß 
Günter Sonnenberg an den Verletzungsfolgen arbeiten kann. 

Während der Absetzphase besteht die Gefahr eines epileptischen Anfalls 
aufgrund der Nebenwirkungen des Medikaments. 

Am 28.12.1988 hatte Günter Sonnenberg einen epileptischen Anfall. 

Er hat sich dabei am Kopf verletzt. Die Wunde mußte genäht werden. 

Wir müssen befürchten, daß für Günter Sonnenberg bei einem weiteren Anfall 
akute Lebensgefahr besteht, durch Verletzungsfolgen oder den epileptischen 
Anfall selbst. 

Anträge des Anwaltes, die notwendigen Bedingungen zum Absetzen des Medika- 
mentes herzustellen, nämlich 


- daß Günter Sonnenberg mit Roland Mayer (Gefangener aus der RAF, bis 
vor kurzem noch im gleichen Gefängnis in Bruchsal) auf eine Zelle zusammen- 
gelegt wird 

- regelmäßige ärztliche. Kontrolle in der. Ausetzphase 


wurden vom Leiter der Justizvollzugsanstalt Bruchsal, Preusker, abgelehnt. 


Justizminister Eyrich ist verantwortlich dafür, wenn die lebensbedrohliche 
Situation für Günter Sonnenberg weiterhin anhält. 


Neben der sofortigen Aufhebung der Isolation von Günter Sonnenberg und 
regelmäßiger ärztlicher Kontrolle fordern wir von Justizminister Eyrich, 
daß er für die Freilassung von Günter Sonnenberg sorgt. 


RE 


Wir Angehörigen fordern für alle politischen Gefangenen in der BRD ihre 
ZUSAMMENLEGUNG IN GROSSE GRUPPEN, dh. menschenwürdige Bedingungen, in 
denen sie gemeinsame Diskussions-, Lern-, Arbeits- und soziale Prozesse 
haben. 


Für Günter Sonnenberg sind menschenwürdige Bedingungen im Gefängnis nicht 
herstellbar, denn seine Gesundheit ist nur draußen wiederherzustellen. 
DESHALB MUSS GÜNTER FREIGELASSEN WERDEN!!! 


ZUSAMMENLEGUNG DER POLITISCHEN GEFANGENEN AUS RAF UND WIDERSTAND IN GROSSE 
GRURREN HII 


FREILASSUNG VON GÜNTER SONNENBERG UND ALLER ANDEREN HAFTUNFÄHIGEN POLITISCHEN 
GEFANGENEN, ALSO VON ANGELIKA GODER, CLAUDIA WANNERSDORFER und 
BERND RÖSSNER!!! 


Bericht Claudia Wannersdorfer 


am 20.1.85 wurde ich bei stuttgart bei einer aktion verhaftet, die dem 
genossen jonas thimme das leben kostete und mich verletzte. 

die anklage gegen mich setzte sich aus . mordversuch, schwerem 
sprengstoffanschlag und unterstützung einer 'terroristischen vereinigung' 
- worunter die bundesanwaltschaft (baw) die kämpfenden gefangenen verstand 
- zusammen. trotz der schweren vorwürfe wurde das verfahren in 8 prozeßtagen 
durchgezogen. 

allerdings erlitt die baw gleich 2 schlappen während der verhandlung:so 
stürzte zum einen ihre perfide konstruktion vom mordversuch zusammen, 
dieden revolutionären widerstand als mörder von unbeteiligten denunzieren 
sollte; zum anderen machte sie sich lächerlich, als sie brigitte mohnhaupt 
und christian klar 'zum beweis der tatsache', es gäbe im knast eine guerilla, 
befragten. die beiden hatten nämlich keine schwierigkeiten, das lügengebäude 
der baw durch ihre erklärungen einzureißen und die konstruktion der 'gesamt- 
raf' zu denunzieren als konstruktion zur kriminalisierung des widerstands 
und als legitimation für die isolsationsfolter der revolutionären gefangenenen. 


ich wurde zu 8 jahren veru rteilt (wegen sprengstoffanschläag in besonders 
schwerem fall und unterstützung einer 'terroristischen vereinigung'). 
abgesehen von den ersten 4 wochen auf dem hohenasperg (vollzugskrankenhaus) 
war ich zuerst in stammheim und bin jetzt seit ca. 21 monaten inaichach.in 
stammheim bestand von anfang an das 24-punkte-programm, das auch in den 
ersten monaten in aichach angewandt wurde. 

november 86 verlegten sie mich in den 'normalvollzug', aus dem ich aber 
8 monate später wieder rausflog, da ich "'untragbar' geworden war. das 
soll heißen, es entstand die situation, daß mehrere frauen anfingen, sich 
mit. unseren politischen zielen und forderungen auseinanderzusetzen und 
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mit uns sympatiesierten. die konsequenz dieser "schädlichen beeinflussung 
hieß für mich - wieder einzelhaft und einzelhof, bis heute. 

zusätzlich und um die isolation zu verstärken, wurde ein schreibverbot zu 
allen gefangenen in aichach-einschließlich brigitte-verhängt (das wurde jetzt 
- 7 monate später-nach intervention vom anwalt wieder aufgehoben). 

der sogenannte normalvollzug bedeutete nie 'normale' haftbedingungen für mich. 
trennscheibe und überwachung der besuche durchs lka (landeskriminalamt), 
postzensur einschließlich der anwaltspost blieben weiter bestehen. dazu kamen 
regelmäßig repressalien wegen arbeitsverweigerung undschikanen gegen gefang- 
ene, die mit mir redeten. 

da die anstaltsleitung der meinung war, ich hätte mit verschiedenen unterlagen 
aus meiner verteidigerpost (noch vom prozeß her) agitiert, beschlagnanmte sie 
diese widerrechtlich und rechtfertigte mit derselben 'begründung' die 
wegnahme des größten teils meiner arbeitsmaterialien. kurz darauf beschlag- 
nahmten sie auch mein radio, da dieses nun - in der isolation - plötzlich 
eine 'gefahr für die sicherheit und ordnung der anstalt' bedeute. 

aus der anwaltspost wird alles rauszensiert, was dem kontrollrichter ideo- 
logisch nicht paßt-und das ist so ziemlich alles, was über rein rechtliche 
sachen hinausgeht. 

post: fFlugblätter, briefbeilagen, die mehr als 3 seiten ausmachen, einzelne 
broschüren werden grundsätzlich angehalten. briefe werden des öfteren zu 
den akten genommen, "da sie gegebenenfalls zu beweiszwecken gebraucht werden". 
die anstaltsleitung besorgt also das geschäft von polizei und staatsanwalt- 
schaft, indem sie "verdächtige', weil politische, briefe zwecks einer 
kriminalisierung der briefeschreiber vorsorglich beiseite nimmt. 


mit brigitte gibt es außer der möglichkeit über die zensur zu schreiben 
(was ausdrücklich jederzeit widerrufen werden kann), keinerlei kontakt, obwohl 
wir nur ein paar zellen voneinander entfernt liegen. man muß sich vorstellen, 
daß die beamten sich sogar dann vor brigittes tür stellen, wenn ich nur zur 


dusche gehe - weil ich bei der gelegenheit ja an ihre tür klopfen und 
hallo sagen könnte. 
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Brief von Claudia Wannersdorfer vom 5.11.88 


...also: nach den letzten anfällen kam kein arzt von draussen rein. die 
hier haben mir zuerst ne spritze zur beruhigung verpasst und dann den 
aichacher neurologen angerufen. ich konnte aber auch selbst mit dem anderen 
neurologen telefonieren, dr. lieven. er schlug ebenfalls wie der andere 
tabletten vor, weil man nicht mehr nur von gelegenheitsanfällen sprechen 
könne. 

seinen bericht habe ich schon ein paar wochen hier. den hat er ja schon vor 
sept. geschrieben, weshalb er nicht mehr in allen punkten aktuell ist. 
gut in dem bericht ist, dass er die anfälle als eindeutige haftreaktion 
bewertete und forderte ..."die haftbedingungen insoweit zu verbessern 
oder zu verändern, dass ohne medikamente anfallsfreiheit weiterhin bestehen 
kann... da die patientin die anfälle vorher nicht spürt...ist darauf zu 
achten, dass sie nicht in einzelhaft untergebracht wird. bei der anwesenheit 
einer anderen person in der haftzelle ist darauf zu achten, dass es sich 
hierbei um eine person handelt, die emotional und geistig mit der patientin 
kommunizieren kann...da sonst zu befürchten ist, dass die haftreaktion weiter 
eskaliert." ` 

damit hat er indirekt die zl mit brigitte gefordert. klarer konnte man 
es nicht verlangen und ausserdem wurde vom anwalt ein konkreter zl-antrag 
gestellt. 

wegen der trennscheibe: ich bin damals gar nicht auf die idee gekommen, etwas 
dagegen zu machen, beschwerde einzulegen usw. aber weisst du, mit trennscheibe 
war's gar nicht mal schlecht. so bekam er gleich den richtigen eindruck von 
sonderhaftbedingungen. 

meniskus: offenbar habe ich mir schon mitte juli bei einem sturz einen menis- 
kusriss zugezogen. damals konnte ich die ersten tage kaum auftreten und 
humpelte auch danach noch wochenlang rum. eine der knastärztinnen meinte, 
das knie sei "verknackst", gab mir eine salbe und sagte, dass das eine 
langdauernde sache sei. blöde war, dass ich mich zunächst damit zufrieden gab. 
erst als das wochenlang so ging, mir das knie bei jeder belastung weh tat und 

ich dann im sept. wieder draufknallte, brachte ich die forderung nach 
einem orthopäden aufs tablett. bis das dann vom knast endlich angekurbelt 
wurde - ich hatte inzwischen x-mal drauf gepo cht - vergingen auch wieder 
wochen. kurz und gut, als er dann da war, stellte er den riss fest und 
verpasste mir fürs erste eine schiene. letzte woche war ich dann bei ihm zum 
röntgen draussen (mitsamt der Ika-begleitmannschaft) und mach jetzt bestimmte. 
gymnastische übungen, um hoffentlich eine op zu vermeiden. 

noch zur müdigkeit: das ist jetzt besser, seit ich nach rücksprache mit der 
knastärztin die tablettendosis runtergesetzt habe. 


— 
Bericht Bernd Rössner 


bernd wurde nach der botschaftsbesetzung in stockholm am 24.4.75 festgenommen 
mit den anderen aus dem kommando in die brd ausgeliefert und war seitdem 
in einzelisolation. 

niemals sonst ist ein gefangener derart lang einzelisoliert gewesen. die 
regierung will ein exempel statuieren. 

bernd war im ersten jahr seiner gefangenschaft auch die notwendige bein- 
operation verweigert worden; er war beim sturm auf die botschaft verletzt 
worden. 

76/77 zum prozeß konnte er seine genossen wiedersehen - karl-heinz dellwo, 
lutz taufer und hanna krabbe. über ein jahr lang während des prozesses 
und danach hatte er in ossendorf auch stundenweise pro woche zu zweit 
umschluß und hofgang mit hanna krabbe. 

im juli 77 zu lebenslänglich verurteilt. 


nach der schleyer-entführung am 5.9.77 kontaktsperre, wie sie gegen ca. loo 
politische gefangene verhängt wurde. in dieser zeit wurden die gefangenen 
nicht nur innerhalb des knastes von allem isoliert, auch der kontakt nach 


außen wurde total abgeschnitten. - bis zum 20.10.77 dauerte diese incommuni- 
cado-haft. 


nach aufhebung der kontaktsperre war vom richter zunächst wieder gemeinsamer 
hofgang mit seinen genossen - zu viert - genehmigt, nach kurzer pressekampagne 
dagegen, aber wieder aufgehoben worden. bernd kam dann im märz 78 nach 
straubing in einzelisolation, dort in einen besonders perfiden spezialzellen- 
bau. systematisch wurden besuchs- und schreibkontakte zerstört und seine 
verlegung in eine bestehende kleingruppe - wie sie in kollektiven streiks 
zusammen erkämpft wurden - wurde trotz öffentlicher mobilisierung immer 
wieder abgelehnt. 


‘ende 82 verlegung nach frankenthal. dort trat bernd am 18.4.83 in einen 
schmutzstreik, um seine verlegung in eine gruppe durchzusetzen. 

zu der zeit war er bereits 7 jahre einzelisoliert. der knast reagierte mit 
bunker, 5 wochen lang, dann wieder verlegung nach straubing, dort 4 1/2 monate 
lang unter denselben bedingungen im bunker. zusätzliche folter durch schlaf- 
entzug, neonlicht nachts. 

nach 6 monaten dieser schärfsten art von isolation und entzug von allem 
im nackten bunker war bernds gesundheitszustand so angegriffen, daß er kaum 
noch nahrung zu sich nehmen konnte. er mußte seinen dreckstreik abbrechen. 
danach versuchte die anstalt, ihn in die psychiatrische abteilung des 
knasts zu stecken; gegen seinen widerstand und wegen einer sofortigen 
öffentlichen mobilisierung konnten sie es aber nicht durchsetzen und bernd 
kam wieder in seine normale isolationszelle. 


seit dieser zeit kann er sich kaum noch auf lesen und schreiben konzentrieren. 
durch dauernde besuchsunterbrechungen und -verbote wird jede politische dis- 
kussion mit draußen systematisch zerstört. bernd ist haftunfähig, was 
Jeder besucher feststellt, aber ein arzt seines vertrauens wurde ihm die 
ganzen jahre verweigert. 
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Bericht Angelika Goder 


juni 78 zusammen mit gabriele rollnik, gudrun stürmer u.a. in bulgarien 
von westdeutscher polizei verhaftet und unter bruch des völkerrechts sofort 
an die brd ausgeliefert. 


bis oktober 78 einzelisolation und zeitweise hofgang mit den anderen gefangenen 
ihrer station in köln-ossendorf. 

seitdem in kleingruppen-isolation im ange moabit in westberlin, 
zusammen mit gudrun, gabriele u.a. und später auch mit regina nicolai. 


seit 7/8 trennscheibe bei besuchen von rechtsanwälten. seit anfang 80 im 
hochsicherheitstrakt in moabit. 


von anfang 80 bis mitte 81 prozeß; verurteilt zu 15 jahren. 


Hochsicherheitstrakt Berlin-Moabit 


der hochsicherheitstrakt ist ein vom übrigen knast (männerknast moabit) 
abgeschotteter bereich, d.h. sonderkontrollen für alle die ihn betreten, 
auch das knastpersonal. 


zellen: sie haben eine gegensprechanlage, die auch zum abhören benutzt 
werden kann. doppelte fenster aus panzerglas, die nicht zu Öffnen sind, 
dazwischen gitter. luft kommt indirekt durch eine schmale Öffnung an der 
seite. l 

flure: fensterlos, mit je 2 kameras und mehreren abhör- und alarmanlagen; 
neonlicht, künstliche belüftung, die ständig laut rauscht. es gibt eine 
tischtennis-platte undeinen fernseher. 

gänge:fensterlos, total kameraüberwacht, überall abhör- und alarmanlagen. 


auf kleinstem raum findet hier eine vollständige optische und akustische, 
überwachung statt, bzw. ist jederzeit möglich. 

es gibt keinen direkten kontakt zur außenluft; dementsprechend sind auch 
die luftverhältnisse. anfangs hatten wir das gefühl, hier zu ersticken. 


zum hochsicherheitstrakt gehören auch die anwalts- und besucherzellen: 
2 kleine fensterlose, nebeneinanderliegende räume mit fenstergroßem durchbruch 
in der trennwand, der mit der beweglichen panzerglas-scheibe geschlossen 
werden kann. anwalt/besucher und gefangener sitzen in je einem der räume. 
bei privatbesuchen wird die trennscheibe heruntergefahren und man sitzt 
sich wie an einem schalter gegenüber. künstliche belüftung, immer zugluft, 
meistens viel zu heiß oder viel zu kalt. 


hof: ca 350 qm, durch eine hohe mauer vom übrigen gefängnisgelände getrennt. 
2 kameras, ein ständig besetzter wachturm, 4 abhör- und alarmanlagen. 


tagesablauf: 2 stunden hofgang, eine vor und eine nach 12 uhr. danach 
jeweils körperkontrolle mit metallsucher. aufschluß von 12 - 22 uhr; in 
dieser zeitkönnen wir uns in unseren zellen, der küchen-, gymnastik- und 
duschzelle und im flur aufhalten. 
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besuche: 2 std pro monat; überwacht von 2 staatsschützern und 2 gefängniswär- 
tern. anschließend bei uns körperkontrollen mit metallsucher, willkürlich 
auch mit entkleiden. 


anwaltssprechstunden: nur bei einer von uns ohne trennscheibe. danach körper- 
kontrolle mit metallsucher, durchleuchten der akte. neuerdings kontrolle 
mit nackt ausziehen. 


sonstige kontrollen: täglich die zelleneinrichtung; alle 2 wochen genaue 

zellenkontrolle mit metallsucher; alle 2 monate durchleuchtung des zellenin- 
halts und körperkontrolle, bei der wir uns in anwesenheit von 2 schließerin- 

nen bis auf die unterwäsche ausziehen müssen. 


vorm verlassen und nach rückkehr in -den trakt körperkontrolle mit dem 
metallsucher, obwohl wir keine sekunde unbeobachtet sind. waren wir außerhalb 
der anstalt, z.b. prozeß, bei rückkehr körperkontrolle mit ausziehen und 
durchleuchtung der kleidung. 


zeitungen und bücher können wir nur anonym über die anstalt und nicht 
bei bestimmten verlagen und buchhandlungen bestellen. 

von draußen darf uns nichts geschickt werden was gedruckt, fotokopiert 
oder hektografiert ist oder was die "sicherheit gefährden' könnte - und 
dazu zählt praktisch alles außer briefe. 


Brief von Angelika Goder - Oktober 1988 


ende 81 wurde durch röntgenaufnahmen bei mir eine arthrose beider hüftgelenke 
festgestellt, die bewegungsfähigkeit war etwas eingeschränkt. seit april 82 
bin ich deshalb in medizinischer behandlung: 2x wöchentlich krankengymnastik 
und ab sommer 82 zusätzlich 1x wöchentlich bewegungsbad (in einer etwas 
größeren wanne), so daß ich seitdem 3x wöchentlich in medizinischer behand- 
lung bin. 


die haftbedingungen während dieser zeit: 

seit 1980 im neuen hochsicherheitstrakt in moabit (gefängnis für männer), 
westberlin. wir sind dort 5 frauen in einer der abteilungen, die sehr 
klein sind und ausschließlich künstlich belüftet werden. der flur soll gleich- 
zeitig als gemeinschaftsraum herhalten; er hat keine fenster und wird 
also auch noch künstlich belichtet; außerdem wird er von 2 kameras überwacht. 
die fenster in den zellen kann man nicht öffnen. die belüftung erfolgt 
durch eine art schleusensystem in dem fenster. in einer leeren duschzelle 
sind eine gymnastikmatte und ein standfahrrad. wir haben 2x am tag: I std 
hofgang in einem speziellen hof. seit ende 82 sind wir dort zu viert (vorher 
zu fünft), seit ende 84 bis märz 88 zu dritt isoliert. 


trotz medizinischer behandlung geht die bewegungsfähigkeit ständig zurück, 
die schmerzen werden stärker. 84 werden verschiedene externe ärzte hinzugezo- 
gen, die den befund bestätigen und zur operation der gelenke raten (einsetzen 
künstlicher hüftgelenke), da die bewegungseinschränkungen und die schmerzen 
anders nicht zu beheben seien. 

im sommer 84 stelle ich einen antrag auf operation im klinikum steglitz 
durch die dort tätigen ärzte. die vorbereitungen seitens des justiz-senators 
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werden während des hungerstreiks (dez. 84 - feb. 85) unterbrochen und 
erst im sommer 85 wieder. aufgenommen. es dauert bis zum sommer 86 bis 
die operation in einem (anderen) öffentlichen krankenhaus laufen soll. der 
leitende direktor des klinikums steglitz hatte sich geweigert, die op dort 
durchführen zu lassen. 


die operation ist dann dadurch verhindert worden, daß knast und justiz- 
senator darauf bestanden haben, daß ich im krankenzimmer rund um die uhr 
vom knastpersonal überwacht werden sollte. (außerdem hat es sowohl außerhalb 
des krankenhauses als auch auf dem flur der station massenhaft spezialkomman- 
dos und schließer zur bewachung gegeben). da ich diese bedingungen abgelehnt 
habe, weil sie den erfolg der op gefährdet hätten, wurde ich in den trakt 
nach moabit zurückgebracht. ich habe dann die aufhebung der überwachung 
im krankenzimmer gefordert und es gab dafür eine breite öffentliche unter- 
stützung. der justizsenator hat diese forderung mit dem hinweis auf meine 

staatsfeindlichkeit abgelehnt. 


im märz 88 wurde monika berberich entlassen; seitdem sind wir zu zweit 
im trakt isoliert. unser antrag, nach lübeck in die kleingruppe verlegt 
zu werden, wurde abgelehnt. gleichzeitig unsere verlegung in den frauenknast 
plötzensee angekündigt. 

im april 88 erhielt ich ein schreiben der anstaltsleitung, daß ich für 
die op nach westdeutschland in ein .knastkrankenhaus verlegt werden solle, 
wo keine bewachung in der zelle sein sollte. da überhaupt nicht klar war, 
wie ‘die haftbedingungen in der plötze sein würden, habe ich dem nicht 
zugestimmt. 

am 9.8.88 wurden wir in den frauenknast plötzensee verlegt. wir sind hier 
weiter in einem besonderen trakt zu zweit isoliert und damit sind weder 
die bedingungen für die operation und in keinster weise die voraussetzungen 
für die rekonvaleszenz nach der op gegeben. 


Auszug aus dem TAZ-Interview mit Angelika Goder und 
Gabriele Rollnik vom 12.11.88 


Die Operation ist 
hier nicht möglich 


Esgibteinelange Auseinanderset- 
zung um die Hüftoperation. 
Warum ist diese Operation immer 
noch nichtdurchgeführt worden? 

Angelika: Ja, das ganze Hin 
und Her geht jetzt schon seit vier 
Jahren. Als ich 1984 den Antrag 
auf diese Operation gestellt hab, 
da waren wir noch zu viertineiner 
Gruppe zusammen. Es hat dann 
bis zum Sommer 1986 gedauert, 
- bis die Justiz überhaupt so weit 
war, daß ein Krankenhaus gefun- 
denworden war. Die Operation ist 
dann daran gescheitert, daß in das 
Krankenzimmer selbst noch 
Knastpersonal reingesetztwerden 
sollte, obwohldas ganze Kranken- 
hausgebäude von außen durch 
Uniformierte und auch innerhalb 
von zivilen Bullen gesichert war. 


Diese Bewachung direkt im Kran- 
kenzimmer hab ich nicht akzep- 
tiert. Dagegen hat es ja auch eine 
ziemlichbreiteKampagneund Of- 
fentlichkeit gegeben. Daraufhin 
ist der Justizapparat auf die Idee 
gekommen, mich für die Opera- 
tion nach Westdeutschland in ein 
Knastkrankenhaus zu verlegen, 
wo dann keine Schließer in der 
Zelle sein sollten. Es ist jetzt aber 
so, daßsich unsere Haftbedingun- 
gen durch die Entlassung von 
Moni so verschärft haben, daß die 
Bedingungen wieder mal nicht da 
sind. Weil der Erfolg der Opera- 
tion nicht nur davon abhängt, wie 
sie selber verläuft, sondern es gibt 
eine Rekonvaleszenzphase von 
mehreren Monaten. Das ist die 
Zeit, in der eine intensive medizi- 
nische Nachbehandlung läuft und 
in der überhaupt die Beweglich- 


keit der Gelenke wiederherge- 
stellt werden muß. Dafür brauch 
ich einfach eine Situation, in der 
ich mich ganz darauf konzentrie- 
renkann. Wenn das nicht möglich 
ist, dann kann ich die Operation 
gleich sein lassen. Und die Bedin- 
gungen für die Nachbehandlung 
sind hier nicht gegeben. Nach den 
ganzenErfahrungenimKampfum 
dieBedingungenfürdie Operation 
und angesichts dessen, was ich in- 
zwischen über die Notwendigkeit 
fürdieNachbehandlung weiß, geh 
ichdavonaus, daßdasunterKnast- 
bedingungen überhaupt nicht 
möglich ist. 

Gabriele: Deswegen fordern 
wir jetzt auch als Konsequenz aus 
den Erfahrungen des vierjährigen 
fights um die Operation die Frei- 
lassung von Angelika. Ihre Er- 
krankung wird ja auch immer 
schlimmer, ich krieg das ja mit, 
ich seh das ja. 


2. Haftbedingungsberichte 
Karl-Heinz-Del Iwo 


ich bin das zweitemal in haft. die erste inhaftierung war im april 73 
in hamburg wegen beteiligung an einer sozialrevolte (hausbesetzung); 
„l jahr haft, davon 11 monate in isolation (einzelhaft, einzelhof, einzelbad, 
ausschluß von allen gemeinschaftsveranstaltungen, kontaktverbot zu anderen 
gefangenen, 2 mal 15 minuten besuch pro monat). 


erneut bin ich seit april 75 in haft, als mitglied des 'kommando holger meins' 
in stockholm verhaftet (besetzung der deutschen botschaft, um die botschafts- 
vertreter mit raf-gefangenen auszutauschen. die aktion scheiterte, eine 
weitgehend zerstörte botschaft, 2 tote diplomaten und 2 tote kommando-mit- 
glieder, ulrich wessel und siegfried hausner, der allerdings erst lo tage 
später seinen unbehandelten brandverletzungen in einem deutschen gefängnis 
erlag). 


noch im april 75 wurde ich mit den 3 anderen überlebenden kommando-mitgliedern 
(hanna krabbe, lutz taufer, bernd rößner) an die brd ausgeliefert. bis 
dezember 78 war ich in normalen gefängnisbauten isoliert. seit dezember 
78 befinde ich mich im hochsicherheitstrakt celle. 


verurteilt wurde ich zu zweimal lebenslänglich, wie auch die anderen kommando- 
mitglieder. 


zusammenfassend: 

ich bin nun fast 13 jahre inhaftiert, seit über 9 jahren hochsicherheitstrakt. 
ich war insgesamt 21 monate allein, 29 monate zu zweit, 47 monate zu dritt, 
49 monate zu viert (5 monate davon beschränken sich auf die stunde hofgang), 
5 monate zu fünft, 1 1/2 monate in kontaktsperre und vor fast lo jahren 
zu 3 verschiedenen zeitpunkten insgesamt 3 monate während der stunde hofgang 
mit mehreren sozialen gefangenen zusammen. 

von april 77 bis februar 85 habe ich 12 hungerstreiks durchgeführt, kollektiv 
oder allein, zeitweilig auch als durststreik - von insgesamt 14 monaten 
und 15 tage dauer. während der hungerstreiks wurde ich über 9o mal von 
rollkommandos aus der zelle geschleppt und unter fesselung gewaltsam intrave- 
nös oder mit sonde zwangsernährt. das abschleppen und fesseln im 'bunker', 
mitunter 5o std auf dem rücken liegend, insbesondere in den ersten jahren 
wegen 'ungehorsam' oder widerstand gegen terrorisierende wärter usw. nicht 
mitgerechnet. während einem jahr, von oktober 77 bis dezember 78, gehörte 
ich ebenso zu jenen gefangenen, die aus rache für die angriffe der guerilla 
mit allen nur möglichen mitteln drangsaliert wurden: monatelang saß 

vor meiner zelle ein wärter, guckte alle 3 minuten durch den spion und 
notierte danach in einem buch was ich gerade tat. zwischendurch schlugen 
sie gegen die tür oder riefen beleidigungen oder höhnende bemerkungen 
rein. l jahr lang brannte auch nachts über das licht, kamen nachts rollkomman- 
dos rein, um von mir angebrachte verdunkelungen runterzureißen und mich 
oft in den bunker zu schleppen. ein wink beim hofgang zu irgendeinem unbekann- 
ten gefangenen an einem fenster reichte aus, um den hofgang gewaltsam 
abzubrechen. was mir aus der zelle geholt werden konnte, wurde herausgeholt. 
täglich wurde die zelle buchstäblich auf den kopf gestellt, immer wieder 
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papiere zerstreut, mit essen vermischt oder einfach zertrampelt. es gab tage, 
da mußte ich mich lo mal vollständig umkleiden, denn jedesmal wenn ich die 
zelle verließ oder zurückkam, mußte ich einen neuen satz kleider anziehen. 


aus dieser situation heraus wurde ich im dezember 78 von köln in den hoch- 
sicherheitstrakt celle. verlegt und erstmal neu wieder vollständig isoliert. 
nach 9 jahren hochsicherheitstrakt alleine, zu dritt, zu zweit, wieder 
zu dritt, zu viert, zu fünft (genau 5 monate), dann wieder zu viert, sind wir 
heute, seit über 2 jahren, wieder nur noch zu dritt. 


Hochsicherheitstrakt Celle 


nach der geheimdienstlichen liquidierung der stammheimer raf-gefangenen 
wurde auf einer konferenz der ministerpräsidenten der länder im november 
77 eine art "endkampfprogramm' gegen die.noch lebenden und ungebrochenen ge- 
fangenen beschlossen: die perfektionierung der bisherigen isolationstechnik im 
system der hochsicherheitstrakte. 


seit dezember 78 ist der trakt in celle fertiggestellt und in betrieb; 
mit 23 zellen, von denen 11 als gefangenenzellen genutzt werden können, vom 
übrigen anstaltsteil völlig getrennt. 

zum trakt gehört ein kleiner betonhof, 25 mal 5 meter, kamera-überwacht, mit 
nato-stacheldraht, einer drahtgitterkonstruktion und einem tarnnetz der bun- 
deswehr überdacht. der einzige ausblick von dort ist der durch das netz 
in den himmel. 

der rechtwinklige flur ist fensterlos, hat eine belüftungsanlage und ist 
mit kameras, abhör- und alarmanlagen bestückt. 

eine kleine, leere gefangenenzelle dient heute als aufenthaltsraum. sie 
enthält fernseher, kühlschrank und kochplatte. 


die zellen sind einzelne isolationseinheiten, leicht untereinander völlig 
abschottbar. die fenster sind aus l cm dickem panzerglas. heute sind sie 
offen. die sanitären anlagen sind aus edelstahl und alles ist festgelegt, z.b. 
kommt wasser genau abgemessen durch betätigung eines druckknopfes. die wände 
sind mattgelb. tisch, schrank und ablage sind aus weißem schleiflack. 
die decke, der breite stahlfensterrahmen, der heizungskörper ist. ebenfalls 
weiß, die türen sind innen matt-grau. in der zelle sind 3 neonröhren. 
anstelle eines spiegels ist eine polierte edelstahlplatte angebracht, die nur 
undeutlich wiederspiegelt. seit 3 jahren können wir ‚eine landkarte an 
die wand hängen. (vorher wurde alles sofort runtergerissen.) was anderes ist 
auch heute nicht erlaubt. 


der tagesablauf seit 81, als wir mit einem hungerstreik die größten änderungen 
durchgesetzt hatten: 

gegen 6.30 uhr teilen die wärter das frühstück aus. gegen 9.00 uhr 1 std hof- 
gang. gegen 12.00 uhr das mittagessen, post und zeitungen, gegen 16.30 uhr 
das abendessen, von 17.00 bis 21.45 uhr werden die zellen aufgeschlossen 
und unser traktteil vom anderen durch ein nachträglich eingebautes gitter 
abgetrennt. im aaron traktteil sind auf sicht- und hörweite die traktwärter. 
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die stunde hofgang ist an wochenend- und feiertagen auf dem kleinen trakthof. 
hier sehen wir niemanden. an werktagen in der regel seit 8l auf einem 
normalen anstaltshof, bewacht von 3 wärtern. hier begegnet uns hin und wieder 
ein den hof passierender gefangener; aber bei kontaktaufnahme werden sofort 
die wärter aktiv. 


besuche haben wir zweimal im monat 1 std. bei heruntergefahrener trennscheibe. 
überwacht wird er von 2 mitstenographierenden staatsschutzbullen und 1 mit- 
schreibenden traktwärter. besucher müssen vorher eine liste unterschreiben mit 
verbotenen gesprächsthemen. sie ist so allgemein und umfangreich, daß 
die bullen sie jederzeit zum anlaß nehmen können, zu intervenieren. 


die medizinische versorgung ist so, daß der anstaltsarzt, der zu uns in die 
zelle kommt,sich grundsätzlich beim sicherheitsinspektor rückversichert und 
real dieser über unsere behandlung entscheidet. 


post wird sehr umfangreich zensiert. jeder vonuns hat hunderte von anhaltever- 
fügungen. wir haben viele schreibverbote; besuche werden abgebrochen und ver- 
boten; jede solidarität von außen, versucht die anstalt uns gegenüber zu 
unterdrücken. 


jede veränderung hier mußte mit einem langen und harten hungerstreik erkämpft 
werden. am anfang waren die gefangenen, die hier waren, total voneinander iso- 
liert. sie haben sich weder gesehen, gesprochen, noch sonst irgendwie vonein- 
ander was mitbekommen. die zellenfenster, die wie zum hohn ihren griff außen 
haben, waren völlig- geschlossen. sie sind sehr geräuschisolierend. sind 
sie geschlossen, dringt kein ton nach draußen, selbst wenn man ganz laut 
schreit. umgekehrt kommen nur matte und diffuse geräusche von außen rein. 
dieser zustand, der zu den brutalsten hier zählte, dauerte 2 1/2 jahre, bis er 
nach einem 74-tägigen kollektiven hungerstreik aufgehoben wurde. 2 1/2 jahre 
konnten wir ebenso nur auf dem trakthof, die ersten 6 monate nur alleine, um 
nach einem hungerstreik wenigstens alle drei auf diesem hof laufen zu 
können. 


die größte gruppenzahl war hier für 5 monate 5 gefangene. die ersten jahre 
- wiederum nach einem hungerstreik - wurden wir dann abends für 3 std. in 

einer leeren zelle zusammengeschlossen. 

heute, seit 81, werden die zellen von 17.00 bis 21.45 uhr aufgeschlossen. 


seit märz 86 sind wir, die wir inzwischen 10 bis 13 jahre in verschiedenen 
isolationsmodellen inhaftiert sind, wieder nur noch zu dritt, nachdem ein an- 


derer politischer gefangener nach ablauf seiner 10 jahre haft entlassen 
werden mußte. 
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Sigurd Debus 


sigurd wurde im februar 74 festgenommen und im mai 75 zu 12 jahren haft 
verurteilt - wegen bildung einer bewaffneten gruppe, bombenanschlag auf 
ein geheimdienstgebäude (verfassungschutz) und enteignungsaktionen. er 
war nicht in der raf organisiert. 
6 jahre war er in isolationshaft, davon über 5 jahre in völliger einzelisola- 
tion in celle, mit allen möglich verschärfungen. 
mit ausnahme von 7 monaten 'normalvollzug', der vom bundesnachrichtendienst/ 
staatsschutzbehörden und justiz veranlaßt wurde, um an sigurd mehrere 
verfassungsschutzleute (gefangene) heranzuführen, die nach fingierter 
flucht und einem vom geheimdienst, landes- und bundesregierung inszenierten 
bombenanschlag auf die gefängnismauer in celle die raf infiltrieren sollten, 
um in einer verdeckten aktion ('operation neuland') raf-kader im in- 
und ausland durch nachrichtendienstlich geführte söldner und finanziert 
mit mehreren millionen dm durch westdeutsche großkonzerne zu liquidieren. 


nach dem scheitern dieses projekts wurde sigurd 80 nach hamburg-fuhlsbüttel 
verlegt. erwollte die zusammenlegung mit den gefangenen aus der raf und 
dem antiimperialistischen widerstand. dafür kämpfte er im kollektiven 
hungerstreik im februar 81. Fe 
am 20.2.81 wurde er ins hamburger untersuchungsgefängnis transportiert, 
wo am 19.3.81 im dortigen zentralkrankenhaus die zwangsernährung begonnen 
wurde. sigurd war in relativ guter körperlicher verfassung, er war nicht 
in einem kritischen oder gar lebensgefährlichen zustand. die zwangsernährung 
war nichts als terror, um seinen widerstand zu brechen.. 


täglich wurde er von einem rollkommando gepackt und völlig bewegungsunfähig 
auf eine liege festgeschnallt und so bis zu 11 stunden der tortur von 
zwangsernährung ausgesetzt. sigurd beschreibt die folgen der zwangsernährung 
am 21.3.8] in einem brief an seinen anwalt: 

= an diesem abend - nach der infusion - war ich nicht fähig, länger 
als 5 minuten zu sitzen, fiel auf das bett. gleichzeitig schüttelfrost 
und schweißausbrüche, stundenlang. herzrasen und reissen - in der linken 
brust... im liegen schwindelanfälle, habe das gefühl, als wenn die wirbelsäule 
und die beine sich immer schneller spiralförmig drehen und verliere zeitweise 
das bewußtsein." 


am 7.4.81 war sigurd durch die fortgesetzte zwangsernährungstortur bewußtlos 
und wurde im koma in ein Öffentliches krankenhaus gebracht ('nach einer 
vorher getroffenen absprache der justizbehörde und der gesundheitsbehörde' 
- so die staatliche pressestelle hamburg am 16.4.81), damit er nicht im 
gefängniskrankenhaus stirbt. 

er kam nicht mehr zu bewußtsein. anwälten und angehörigen (seine mutter) 
wurde sein aufenthaltsort nicht mitgeteilt und besuche verhindert. 

am 15.4.8] war sigurd klinisch tot. sein tod wurde aber von den justizbehörden 
erst am folgenden tag offiziell bekannt gegeben, womit die verantwortlichen 
den abbruch des hungerstreiks am 16.4.8] in verbindung bringen wollten 
mit sigurds tod und nicht mit der zusage des bundesjustizministers (schmude), 
die forderungen der politischen gefangenen zu erfüllen. 
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medizinische akten wurden nicht geführt oder vernichtet. trotzdem konnte 
später durch untersuchungen mehrerer medizinischer gutachter nachgewiesen 
werden, daß sigurd eine gehirnmasseblutung hatte, die durch falsch oder 
unzureichend zusammengesetzte infusionen hervorgerufen wurde. sigurd starb 
an den manipulierten infusionen. 


der direktor des zentralkrankenhauses der justiz, dr. friedland, der verant- 
wortliche der von den qgutachtern festgestellten 'verletzung medizinischer 
regeln‘, hatte schon 75 auf einer konferenz von gefängnisärzten zum hunger- 
streik der gefangenen aus der raf gesagt: 

"als ärzte im staatsdienst müssen wir partei ergreifen, mit anderen methoden, 
gegen die fortsetzung ihres kampfes gegen recht und gesetz und staat. 


dies ist ein kampf und die fortsetzung eines kampfes, den wir mit zu vertreten 
haben." 


sigurd wäre ohne zwangsernährung noch am leben und anfang 86 freigelassen 
worden. 


MT  ———— os ll 


siehe auch: 


- todesschüsse, isolationshaft, eingriffe ins verteidigungsrecht, s.75, 
130-136 
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Bericht Irmgard Möller 


seit juli 80 bin ich jetzt hier in lübeck. 

verhaftet wurde ich am 8.7.72 und kam sofort in totale einzelisolation. 
die bedingungen waren vom bundesgerichtshof (bgh) zentral festgelegt; 
besuch und briefe nur von den engsten verwandten. 

alle paar monate wurde ich in einen anderen knast in süddeutschland verlegt 
‚ > bis ich anfang 74 nach hamburg kam. dort konnte ich zum ersten mal wieder 
eine von uns von weitem sehen und rufen. 

in der zeit haben wir aus den isolationslöchern die kollektive diskussion 
über briefe angepackt, um getrennt zusammen zu kämpfen und zu überleben. 
im september 74 haben wir unseren grossen hungerstreik angefangen - mit 
der forderung, die isolation voneinander und zu anderen gefangenen aufzuheben. 
im november starb holger meins nach 57 tagen. 

ab dezember wurden wir zu zweit für stunden in einer zelle zusammengeschlossen 
- niemals alle 4 frauen zusammen. das blieb auch so nach dem abbruch des 
streiks im februar 75 - bis zur botschaftsbesetzung in stockholm, april 
75. die regierung zeigte, daß sie uns gefangene als geiseln betrachtet: 
wir wurden wieder total voneinander getrennt. 


im juni 75 begann mein prozeß in hamburg. ärztliche gutachter mußten - 
wie in stammheim - die verhandlungsunfähigkeit als auswirkung der isolation 
feststellen. ab september bekam ich wieder umschluß zu zweit. 


das urteil im märz 76 hieß 4 1/2 jahre. 
kurz bevor ich rauskommen sollte, bekam ich aufgrund der aussagen vom 
kronzeugen müller einen neuen haftbefehl. 


im januar 77 wurde ich in die gruppe nach stammheim verlegt. dort waren 
nach dem tod von ulrike meinhof 76 fünf gefangene zusammen. 

im april 77 haben wir im hungerstreik die zusage der regierung durchgesetzt, 
die stammheimer gruppe weiter zu vergrößern. damit hatten wir nach jahrelangen 
kämpfen zum erstenmal das ganze isolationsregime durchbrochen und für 
alle gefangenen gruppen erkämpft, wenigstens stundenweise umschluß. 

ende juni kamen noch 3 gefangene zu uns in die gruppe nach stammheim. 
auf druck von bundeskriminalamt (bka) und nach einer aktion der guerilla 
wurden wir nach einer provokation wieder auseinander gerissen; 4 von uns 
wurden verlegt. 

am 53.september 77 nach der entführung von schleyer wurde kontaktsperre 
über uns verhängt. in der nacht zum 18.10. wurden Andreas Baader, Gudrun 
Ensslin und Jan-Carl Raspe ermordet und ich schwer verletzt. 

danach war die isolation absolut: dauerobservation tag und nacht - monatelang 
saben die bullen in bzw. vor der zelle, tägliche razzien, strip-searches, 
abschneiden von absolut jeder information über den herbst 77, trennscheibe. 
neuer prozeß, in dem ich zu lebenslänglich + 15 jahre verurteilt wurde. 


auch in mehreren streiks konnten wir diese bedingungen nicht wesentlich 
verändern. erst nach langer öffentlicher mobilisierung und nach dem streik 
der frauen in lü beck kam ich schließlich im Juli 80 nach lübeck. 


die gesetzlich vorgesehene möglichkeit, zu lebenslänglich verurteilte 
nach 15 jahren haft zu entlassen, wurde im sommer 87 abgelehnt. 
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Zur Situation im Trakt Lübeck 


wir sind hier drei frauen. kommen alle aus verschiedenen phasen des kampfs 
- irmgard möller wurde 72 verhaftet, hanna krabbe 75 und christine kuby 
78 - und sind seit jahren zusammen im trakt (vorher war jede über jahre 
einzelisoliert). 


'dreier-isolation' nennt amnesty international das. 

für uns bedeutet das: der trakt, pavillon-bau mit 10 Zellen, und der hof, 
also der gesamte bereich in dem wir uns bewegen können, ist vom übrigen 
knast total getrennt. wir haben in den ganzen jahren, wo wir hier sind, 
noch nie eine andere gefangene gesehen. 

wir haben einzelzellen und von morgens 8 bis abends 6 uhr sind die türen 
offen, sodaß wir zusammen sein können, drinnen und draußen, wobei jeder 
schritt außerhalb unserer zellen video-überwacht wird. außer den kameras 
alle paar meter, gibts im hof noch 2 wachtürme, tag und nacht besetzt. 


insgesamt ist das ganze regime so organisiert: wir können uns untereinander 
frei bewegen, die schließer kommen wenig in den trakt - aber nach außen 
ist es total abgeschirmt, zu. 

die einzigen menschen die wir sehen, sind die besucher: jede kriegt eine 
einzige stunde im monat besuch. aber nur mit trennscheibe; ausnahme wird 
bei verwandten gemacht. dann gibts noch anwaltsbesuch. 

post, vor allem zu anderen poltischen gefangenen in anderen knästen, wird 
total behindert. 


80 waren wir hier 5 frauen zusammen. seitdem wurden 2 entlassen und die 
bundesanwaltsschaft hat bislang verhindert, die gruppe zu vergrößern. 
seit jahren kriegen wir stattdessen die drohung, auch uns noch auseinanderzu-- 
reißen, um so unseren kampf um zusammenlegung wegzukriegen. 


Bericht Christian Klar 


im november 82, wenige tage nach brigitte mohnhaupt und heidi schulz, 
verhaftet. die verhaftung von gleich dreien, die die propaganda des apparats 
besonders mit den aktionen im jahr 77 identifiziert, wirkte sich zusätzlich 
auf die haftbedingungen aus, weil der apparat nun einen propagandistisch 
besonders aufgepumpten prozeß zur bewältigung der aktionen im jahr 77 
und zur behauptung vom 'ende der raf' wollte. die haftbedingungen sollten 
unsere arbeitsmöglichkeiten, unsere vorbereitung und artikulation für 
den prozeß unterdrücken und die staatsinszinierung absichern. 


für uns war der prozeß auch wichtig. er wurde der, in dem es um die gesamte 
offensive vom jahr 77 ging und in dem wir auf reflektierter grundlage 
- eben auch nach dem front-papier vom mai 82 - über die bestimmung und 
wirkung der offensive 'öffentlich' reden konnten. 


die ersten drei wochen nach der gefangennahme im knast hamburg 

der bgh (bundesgerichtshof-ermittlungsrichter) verfügte das 24-punkte-haft- 
statut. das ist vollständige isolierung. 23 stunden zelle, ] stunde einzelhof, 
einzeldusche und auch sonst keine möglichkeit, mit anderen gefangenen 
= zusammenzutreffen. etwa die ersten 10 tage 24-stunden-beleuchtung in der 
zelle und optische überwachung im halbstundentakt. 


bald kam ein anwalt ins mandat, der auch in hamburg direkt sein büro hatte. 
das wär für die prozeßvorbereitung gut gewesen. deshalb verfügte der bgh 
nach 3 wochen die verlegung in den knast frankenthal. das sind mehr als 
600 km südlich. der anwalt schmiß das mandat. die haftbedingungen waren 
da die gleichen. als besonderheit ist da das fenster so dicht abgedeckt, 
daß den ganzen tag künstliches licht notwendig ist. besuchsüberwachung 
machten 4 bullen. sonst sind es 2. 

nach ‘dieser verlegung kam ein anderer anwalt, der nicht so weit weg wohnte. 


daraufhin verfügte der bgh wieder nach 3 wochen, jahreswechsel 82/83, 
die nächste verlegung. nach straubing. das war dann der knast, der maximal 
weit entfernt war von jedem anwaltsbüro und von den leuten, die zum besuch 
kamen (brigitte wurde auch in einen knast im letzten winkel der brd, aichach, 
verlegt). außerdem ist es ein knast, in dem besonders perfekte trakte 
eingerichtet sind. in einem winkel zwischen zwei gebäudeflügeln ist der 
abgesonderte trakt (in einem weiteren winkel gibt es noch einen): 2 zellen, 
nebenraum, dusche, bullenraum und vorraum. in dem trakt war kein anderer 
gefangener. völlige stille. 

das 24-punkte-haftstatut herrschte weiter. gespräche während des einzelhofs 
mit anderen gefangenen an den zellenfenstern wurden immer gleich verhindert. 
drohung mit abbruch vom hofgang und wegverlegung von gefangenen. 


nach ein paar monaten wurde das verfahren gegen uns aufgetrennt. ein prozeß, 
gegen heidi zusammen mit rolf-clemens wagner - der dafür von der schweiz 
an die brd ausgeliefert wurde -, ging ans olg-düsseldorf (oberlandesgericht). 
der andere (brigitte mohnhaupt und christian klar) ans olg-stuttgart-stammheim. 


